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1. Entwicklung der Planung aus dem Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Hemme aus dem Jahre 1998 mit sei-
nen Änderungen stellt den westlichen Teil der Bauflächen innerhalb des Plangeltungsbereiches 
des vorliegenden Bebauungsplanes Nr. 3 als Flächen für den Gemeinbedarf mit dem Entwick-
lungsziel Feuerwehr nach § 5 Abs. 2 Nr. 2a BauGB und den Ostteil als Fläche für die Landwirt-
schaft nach § 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB dar.  
 
Zeitnah zur Aufstellung dieses Bebauungsplanes wird daher der FNP der Gemeinde Hemme im 
sog. Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB geändert.  
 
Im Zuge dieser 8. Änderung des FNP der Gemeinde Hemme wird der Änderungsbereich ent-
sprechend der im Bebauungsplan vorgesehenen Nutzung nunmehr als Fläche für den Gemein-
bedarf mit dem Nutzungszweck Feuerwehr/Dorfgemeinschaftshaus dargestellt. 
 

2. Lage und Umfang des Plangebietes 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 0,44 ha. Es befindet sich in zentraler Lage der band-
artigen Siedlungsstruktur der Gemeinde. 
 
Begrenzt wird das Plangebiet  
 
 im Westen durch die „Dorfstraße“ (L 156) sowie hieran anschließende gemischt ge-

nutzte Bauflächen,  
 
 im Norden ebenfalls durch anschließende gemischt genutzte Bauflächen,  
 
 im Osten durch landwirtschaftlich genutzte Flächen, 
 
 im Süden wiederum durch gemischt genutzte Bauflächen. 
 
Die Flächen innerhalb des Plangeltungsbereiches weisen bei ca. 1,0 m NHN keine nennens-
werte topographische Bewegung auf. 
 

3. Notwendigkeit der Planaufstellung und Standortauswahl 

Die Gemeinde Hemme wies mit Stand vom 31. Dezember 2020 eine Einwohnerzahl von insge-
samt 503 auf.  
Hemme ist amtsangehörige Gemeinde des Amtes KLG Eider mit Verwaltungssitz in Hennstedt.  
 
In der Fortschreibung des Regionalplanes aus dem Jahr 2005 für den Planungsraumes IV (REG) 
sind der Gemeinde keine zentralörtlichen Funktionen zugeordnet; es wird auf Windenergie-
eignungsgebiete (WEG) hingewiesen.  
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Der Standort der dringend erforderlichen Erweiterung des vorhandenen Feuerwehrstandortes 
wurde durch die Gemeinde Hemme im Vorfeld der Planung kritisch geprüft.  
Hierbei wurde das Modell einer kompletten Verlagerung des Standortes des Feuerwehrgerä-
tehauses nicht ausgeschlossen. Erforderlich ist bei einer erforderlichen Nutzfläche des Feuer-
wehrgerätehauses (Bestandsgebäude + Anbau) von ca. 850 m² eine nutzbare Grundstücksflä-
che von min. 3.200 m². Nur so können erforderliche Aufstell- und Stellplatzflächen auf dem 
Grundstück untergebracht werden.  
Aufgrund der bandartigen Struktur der Gemeinde entlang der L 156 sowie Teilen der K 67 so-
wie der K 68 sind potentiell geeignete Innenbereichsstandorte ausschließlich im Verlauf der 
„Dorfstraße“ zu verorten. 
Fläche 1 (Dorfstraße 26) ist eine derzeit baulich ungenutzte Fläche, die jedoch aufgrund ihrer 
geringen Größe (ca. 50 x 50 m im Innenbereich) das Gesamtprojekt nicht aufnehmen kann. Bei 
Inanspruchnahme der Fläche wäre eine Ausdehnung nach Westen in den Außenbereich un-
ausweichlich. 
Fläche 2 (Dorfstraße 60) ist mit einer straßenseitigen Breite von ca. 30 m und einer Tiefe von 
ca. 50 m ebenfalls aufgrund seiner geringen Größe nicht geeignet. Selbst bei Inkaufnahme ei-
nes ungünstigen schmalen Grundstücksschnittes wäre eine Inanspruchnahme eines erhebli-
chen Anteils an Außenbereichsflächen in westlicher Richtung erforderlich. 
Fläche 3 (Dorfstraße 70a) sowie Fläche 4 (Dorfstraße 72a) befinden sich jeweils in der Anbau-
verbotszone Bundesstraße 5 (B 5) und stehen somit ebenfalls nicht zur Verfügung. 
Fläche 5 (Dorfstraße 55) erfordert als Standort ebenfalls die Inanspruchnahme von Außenbe-
reichsflächen, hier in östlicher Richtung. Der überwiegende Teil der Fläche wird aber bereits 
heute als Standort des örtlichen Feuerwehrgerätehauses genutzt. Die vorhandenen Anlagen 
können bei einem An- anstatt kompletten Neubau an anderer Stelle weiterhin genutzt werden. 
Auch ist die potentielle Inanspruchnahme von Außenbereichsflächen an den anderen unter-
suchten Standorten keinesfalls geringer einzuschätzen. 
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Die besondere Eignung des Standortes wird weiterhin durch eine entsprechende Stellung-
nahme des Gemeindewehrführers gestützt: 
 Die Zentrale Lage im Ortskern in unmittelbarer Nähe von Gefahrenschwerpunkten (Tank-

stellen, Kinderheim, enge Bebauung der Häuser) 
 Möglichkeit der Erweiterung bestehender Gebäude und dadurch Kosteneinsparung weil 

die Fahrzeughalle vorhanden ist 
 Kurze Anfahrtswege der freiwilligen Helfer aus ihrem privaten Umfeld zum Gerätehaus 

wegen der Einsatzkleidung und der Fahrzeuge und um die gesetzlichen Hilfsfristen einzu-
halten  

 Kurzer Anfahrtsweg zur Kraftfahrtstraße B5 
 Kurzer Anfahrtsweg zur nachbarschaftlichen Löschhilfe, Amtsübergreifend und Kreisüber-

greifend (Amt Heide Umland, Nordfriesland) 
 Zentraler Anlaufpunkt für den Rettungsdienst um die Einsatzkräfte zu einer der knapp 100 

Windkraftanlagen zu führen im Falle eines Hilfeeinsatz 
 
Zusammenfassend ist aus Sicht der Gemeinde Hemme festzustellen, dass der gewählte Stand-
ort für die erforderliche Ertüchtigung und Erweiterung des Feuerwehrgerätehauses der                      
FF Hemme in Kombination mit der Nutzung als Dorfgemeinschaftshaus innerhalb des Gemein-
degebietes in Abwägung aller Interessen das geringste Konfliktpotential aufweist. 
 

4. Planinhalte 

Die Bauflächen innerhalb des Plangebietes werden in der PLANZEICHNUNG - TEIL A des vor-
liegenden Bebauungsplanes insgesamt als Flächen für den Gemeinbedarf mit dem Nutzungs-
zweck Feuerwehr/Dorfgemeinschaftshaus festgesetzt.  
Als zulässiges Maß der baulichen Nutzung wird eine GR von 900 m² als Höchstmaß festgesetzt.  
 
Die zulässige Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß wird mit I festgesetzt, um die künftige 
Höhenentwicklung von Gebäuden und Gebäudeteilen den umgebenden Bereichen anzupas-
sen. 
 
Festgesetzte Baugrenzen bilden ein „Baufenster“, innerhalb dessen vorhandene und geplante 
Hauptgebäude ihren Standort finden.  
 
An der Südseite des Plangebietes befindet sich die „Dorfstraße“, die als Straßenverkehrsfläche 
festgesetzt und somit Bestandteil der Planung ist; über diesen Straßenabschnitt erfolgt die ge-
samte Erschließung des Feuerwehrgrundstückes. 
 
Im Norden und Westen des Plangebietes wird eine Wasserfläche mit dem Nutzungszweck Gra-
ben festgesetzt, dessen primäre Funktion die erforderliche Rückhaltung anfallenden Nieder-
schlagswassers ist. Querschnitt und resultierendes Volumen sind mit der zuständigen Fachbe-
hörde im Detail abgestimmt. 
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Informell sind als Darstellung ohne Normcharakter vorhandene Flurstücksbezeichnungen, 
eine künftig entfallende Flurstücksgrenze sowie vorhandene wie geplante Gebäudestandorte 
Bestandteil der Planzeichnung. 
 
Im TEXT - TEIL B des Bebauungsplanes wird unter Pkt. 1 - Maß der baulichen Nutzung festge-
setzt, dass die Überschreitung des Maßes der baulichen Nutzung durch Grundflächen der in            
§ 19 Abs. 4 BauNVO aufgeführten Anlagen bis zu einer maximalen Versiegelung von 2.100 m² 
allgemein zulässig ist (§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO). Hiermit wird dem besonderen Bedarf an 
Stellplatzflächen auf dem Feuerwehrgelände im Einsatzfall Rechnung getragen. 
 
Unter Pkt. 2 - Höhe baulicher Anlagen werden Festsetzungen zur Höhe der vorhandenen und 
geplanten baulichen Anlagen getroffen.  
Die Oberkanten der Erdgeschossfußböden (Rohbau) werden nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 
§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO mit max. 0,50 m über der mittleren Höhenlage der jeweils zugehöri-
gen Erschließungsfläche festgesetzt (Pkt. 2.1).  
Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird auf eine Höhe von 8,00 m über Oberkante der Erd-
geschossfußböden (Rohbau) begrenzt (Pkt. 2.2).  
Durch diese Festsetzungen werden umfeldverträgliche Höhenentwicklungen der künftigen Ge-
bäude und Gebäudeteile sichergestellt. 
 
Kinder und Jugendliche werden in den veröffentlichten Einladungen zu gemeindlichen Sitzun-
gen, in denen der vorliegende Plan erörtert wird, gesondert angesprochen und eingeladen. 
 

5. Verkehrserschließung und -anbindung 

Die äußere Erschließung des Plangeltungsbereiches an das übergeordnete Straßenverkehrs-
netz erfolgt über den vorhandenen Straßenabschnitt der „Dorfstraße“ weiter an die L 156.  
Innere Erschließungsmaßnahmen des Plangeltungsbereiches sind nicht erforderlich. 
 

6. Ruhender Verkehr 

Die erforderlichen Stellplätze sind auf dem Baugrundstück herzurichten. Ein zusätzlicher Be-
darf an Besucherparkplätzen im öffentlichen Verkehrsraum wird nicht gesehen. 
 

7. Naturschutz und Landschaftspflege 

Der Umweltbericht wird auf Basis einer Umweltprüfung gemäß der Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und 
§ 2a sowie § 4c BauGB erstellt. Der als Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 3 
der Gemeinde Hemme verfasste Umweltbericht bewertet den Eingriff und nimmt die erfor-
derliche Eingriffsbewertung und -minimierung vor. 
Die Erfüllung der Festsetzungen für die Flächen innerhalb des Plangeltungsbereiches sowie al-
ler weiteren Regelungen des Umweltberichtes für die entsprechenden Bauflächen obliegt der 
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Gemeinde. Alle durch den Umweltbericht benannten Maßnahmen erfolgen zeitnah zur Ver-
wertung der Flächen. 

8. Umweltbericht 

8.1 Allgemeines 

8.1.1 Anlass der Planung 

Veranlassung für die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 3 der Gemeinde Hemme für das ca. 
0,44 ha große Gebiet „Dorfstraße 55 - Feuerwehrgerätehaus“ ist die dringend erforderliche 
bauliche Erweiterung und Ertüchtigung des vor Ort vorhandenen Feuerwehrstandortes. Öst-
lich an das bereits bestehende Feuerwehrgerätehauses soll der zusätzliche Anbau eines wei-
teren Feuerwehrgerätehauses erfolgen, um einen zukunftssicheren, tragfähigen, ausreichend 
dimensionierten Feuerwehrstandort für die Gemeinde Hemme sicherzustellen. 
Für die geplante Erweiterung des Feuerwehrstandortes soll mit Hilfe des vorliegenden Bebau-
ungsplanes Nr. 3 der Gemeinde Hemme innerhalb von Flächen für den Gemeinbedarf mit dem 
Nutzungszweck Feuerwehr/Dorfgemeinschaftshaus die notwendige Rechtsgrundlage für 
diese Bebauung geschaffen werden. 
Zeitnah zur Aufstellung dieses Bebauungsplanes wird der Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Hemme im sog. Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB geändert. Im Rahmen der 8. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Hemme wird der Änderungsbereich entsprechend 
der im vorliegenden Bebauungsplan vorgesehenen Nutzungen als Flächen für den Gemeinbe-
darf mit dem Nutzungszweck Feuerwehr/Dorfgemeinschaftshaus dargestellt. 

 

8.1.2 Beschreibung Planvorhabens 

Das gesamte Plangebiet umfasst eine Fläche von 4.386 m² und befindet mittig im Gemeinde-
gebiet von Hemme, in zentraler Lage der bandartigen Siedlungsstruktur der Gemeinde. Das 
Plangebiet umfasst die Fläche des Flurstücks 53/9 und einen Teil von Flurstück 53/10, Flur 3, 
Gemarkung Hemme. Der westliche Teil des Plangebietes stellt sich als bestehendes, etabliertes 
Feuerwehrgelände der Freiwilligen Feuerwehr Hemme dar, der östliche Bereich als intensiv 
genutztes Grünland. Eine Erweiterung und Ertüchtigung der Feuerwehr der Gemeinde Hemme 
wird dringend benötigt, um zukünftig den abwehrenden Brandschutz und den technischen 
Hilfsdienst angemessen sicherstellen zu können. Der Standort des neuen Feuerwehrgerä-
tehauses, direkt anschließend an das bereits vorhandene Feuerwehrgerätehaus, bietet die 
Möglichkeit, die Belange und Notwendigkeiten der Feuerwehr räumlich an einem Standort zu 
konzentrieren.  
Bei Umsetzung des Planvorhabens soll östlich an das bereits bestehende Feuerwehrgerä-
tehaus ein weiteres Feuerwehrgerätehaus angebaut werden und im südöstlichen Plangel-
tungsbereich angemessen große Verkehrsflächen für Anfahrt und Stellplätze realisiert werden. 
Das Plangebiet ist bereits über die „Dorfstraße“ erschlossen. 
Für die Flächen für den Gemeinbedarf wird als maximal zulässiges Maß der baulichen Nutzung 
eine GR von 900 m² fixiert (abgestimmt auf das konkrete Vorhaben).  
Die unvermeidbaren flächigen Eingriffe in den Naturhaushalt sollen mit Hilfe eines Ökokontos 
kompensiert werden (siehe Kapitel 7.5). 
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Begrenzt wird das Plangebiet im Westen durch die „Dorfstraße“ (L 156) sowie hieran anschlie-
ßende gemischt genutzte Bauflächen, im Norden ebenfalls durch anschließende gemischt ge-
nutzte Bauflächen, im Osten durch landwirtschaftlich genutzte Flächen sowie im Süden wiede-
rum durch gemischt genutzte Bauflächen. 
Die Flächen innerhalb des Plangeltungsbereiches weisen bei ca. 1,0 m NHN keine nennens-
werte topographische Bewegung auf. 

 

8.2 Planerische Vorgaben und Ziele anderer Fachplanungen 

 
8.2.1 Fachgesetze 

Im Verfahren der Bauleitplanung sind verschiedene fachgesetzliche Vorschriften zum Umwelt-
schutz zu beachten. Nachfolgend werden die Fachgesetze mit den wichtigsten Umweltzielen 
vorgestellt. 
 
Baugesetzbuch (BauGB) 
Gemäß § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB ist im Rahmen der Aufstellung von Bauleitplänen für die Be-
lange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen 
erheblichen Umweltauswirkungen durch die Realisierung von Bauleitplänen ermittelt. Der Um-
weltbericht beschreibt und bewertet die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen; 
der Umfang und wesentliche Inhalte des Umweltberichts sind in § 2 Abs. 4 BauGB mit Anwen-
dung der Anlage 1 BauGB und § 2a festgelegt entsprechend anzufertigen. Hierbei sind insbe-
sondere die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB aufgeführten Belange des Umweltschutzes, einschließlich 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen und die in § 1a BauGB ge-
nannten Vorschriften anzuwenden. Aus der Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB ergibt 
sich das Ziel, dass mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll. 
Zur Verringerung der Flächeninanspruchnahme sind möglichst die Wiedernutzbarmachung 
von Flächen, die Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung der Ge-
meinde zu nutzen. Dabei ist die Bodenversiegelung auf das notwendigste Maß zu begrenzen. 
Der Umgang mit der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung des § 18 BNatSchG ist im Bau-
recht in § 1a Abs. 3 BauGB geregelt, wonach Vermeidung und Ausgleich voraussichtlich erheb-
licher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie die Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushalts in der Abwägung zu berücksichtigen sind. 
Nach § 1 Abs. 5 sollen Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozi-
alen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegen-
über künftigen Generationen miteinander in Einklang bringen und eine dem Wohl der Allge-
meinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürf-
nisse der Bevölkerung gewährleisten. Bauleitpläne sollen des Weiteren dazu beitragen, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu 
entwickeln, sowie den Klimaschutz zu fördern und die städtebauliche Gestalt und das Orts- 
und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. Die Ergebnisse der Umwelt-
prüfung sind im Aufstellungsverfahren des Bauleitplans in die Abwägung einzustellen. 
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Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) Ge-
setz zum Schutz der Natur (Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG) 
Das Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) 
legt in § 1 Abs. 1 BNatSchG den allgemeinen Grundsatz fest, dass die Natur und Landschaft 
aufgrund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlage für den Menschen zu schützen, zu 
pflegen, zu entwickeln und, soweit erforderlich, wiederherzustellen ist. 

 
Eingriffe in Natur und Landschaft 
Eingriffe in Natur und Landschaft sind gem. § 14 BNatSchG Veränderungen der Gestalt oder 
Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbin-
dungen stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können. Sofern diese Eingriffe 
nicht zu vermeiden sind, sind landespflegerische Maßnahmen in Form von Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen durchzuführen (§ 15 Abs. 2 BNatSchG). In § 18 Abs. 1 BNatSchG ist das Ver-
hältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zur Bauleitplanung definiert. Sind auf-
grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen oder Satzun-
gen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Baugesetzbuches Eingriffe in Natur und Landschaft zu 
erwarten, ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des 
Baugesetzbuches zu entscheiden. Gemäß dem Bundesnaturschutzgesetz soll ein länderüber-
greifendes Biotopverbundsystem auf mindestens 10% der Landesfläche entwickelt werden, 
das zum Schutz und Erhalt der biologischen Vielfalt Biotope miteinander vernetzt  
(§§ 20 und 21 BNatSchG). 

 
Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft 
Es sind Schutzgebietsregelungen im Bundesnaturschutzgesetz verankert, die bestimmte Teile 
von Natur und Landschaft unter Schutz stellen können. Schutzgebiete dienen dem Erhalt von 
Arten und Lebensräumen und können aufgrund unterschiedlicher Schutzzwecke verschiedene 
Schutzziele verwirklichen. Der Schutz kann flächen- oder objektbezogen sein. Daraus ergeben 
sich unterschiedliche Nutzungseinschränkungen. Zu den Schutzgebietskategorien zählen Na-
turschutzgebiete, Nationalparks, Biosphärenreservate, Landschaftsschutzgebiete, Naturparks, 
Naturdenkmäler, geschützte Landschaftsbestandteile und gesetzlich geschützte Biotope  
(§§ 23 – 30 BNatSchG). Gebiete des europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“ tragen 
zum Erhalt der biologischen Vielfalt auf dem Gebiet der Europäischen Union bei  
(§§ 31 – 36 BNatSchG). Dazu soll ein günstiger Erhaltungszustand der Arten und Lebensraum-
typen von gemeinschaftlichem Interesse wiederhergestellt oder bewahrt werden. Bestand-
teile des Netzes „Natura 2000“ sind Gebiete nach der europäischen Flora-Fauna-Habitat-Richt-
linie und Gebiete nach der europäischen Vogelschutzrichtlinie. 
 
Besonderer Artenschutz 
Artenschutzrechtliche Vorschriften, die es zu berücksichtigen gilt, sind in den  
§§ 44 und 45 BNatSchG definiert und umfassen besonders geschützte und streng geschützte 
Arten. Zu berücksichtigen sind Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie und alle europäischen 
Vogelarten (Vogelschutz-Richtlinie). Es gelten das Schädigungs- und Tötungsverbot gem.  
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG, das Störungsverbot gem. § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG, das Verbot 
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der Schädigung/ Vernichtung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten gem. § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG sowie das Verbot wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder 
zu zerstören (§ 44, Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG). 

 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten 
(Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) 
Das Bundes-Bodenschutzgesetz ist die bundeseinheitliche rechtliche Grundlage zur nachhalti-
gen Sicherung und Wiederherstellung der Bodenfunktionen (§ 1 BBodSchG). Der Boden ist vor 
schädlichen Veränderungen zu schützen, bei Altlasten und damit verbundener Gewässerver-
unreinigung zu sanieren und gegen künftige Beeinträchtigungen ist Vorsorge zu treffen. Inner-
halb der Bodenfunktionen wird nach § 2 Abs. 2 zwischen natürlichen Funktionen, Funktionen 
als Archiv- und Kulturgeschichte sowie Nutzungsfunktionen unterschieden. 

 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Ge-
räusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutz-Gesetz -  
BImSchG) 
Nach § 1 BImSchG hat das Bundes-Immissionsschutzgesetz den Zweck die Schutzgüter vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwir-
kungen vorzubeugen. Gemäß § 3 BImSchG zählen zu Immissionen im Sinne des Gesetzes ein-
wirkende Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme und Strahlen so-
wie ähnliche Umwelteinwirkungen. Luftverunreinigungen werden im Rahmen von  
§ 3 Abs. 4 BImSchG als Veränderung der natürlichen Zusammensetzung der Luft definiert, ins-
besondere durch Rauch, Ruß, Staub, Gase, Aerosole, Dämpfe oder Geruchsstoffe. Zum Bundes-
Immissionsschutzgesetz wurden zahlreiche Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften 
erlassen. 
 
Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) 
Gemäß § 1 ist eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung die Gewässer als Bestandteil des Na-
turhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum für Tiere und Pflanzen sowie 
als nutzbares Gut zu schützen. In der Bauleitplanung ist das WHG beispielsweise für die Aus-
wirkungen durch Flächenversiegelung oder den Umgang mit abfließendem Niederschlagswas-
ser relevant. Gemäß § 55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt 
oder direkt über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer ein-
geleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche oder sonstige öffentlich-rechtliche Vor-
schriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

 
Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirt-
schaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) und Abfallwirtschaftsgesetz für 
das Land Schleswig-Holstein (Landesabfallwirtschaftsgesetz – LabfWG) 
Das Ziel des KrWG ist es, die Kreislaufwirtschaft zur Schonung der natürlichen Ressourcen zu 
fördern und den Schutz von Mensch und Umwelt bei der Erzeugung und Bewirtschaftung von 
Abfällen sicherzustellen. Die Vorschriften des Gesetzes umfassen die Vermeidung, Verwertung 
und Beseitigung von Abfällen sowie sonstige Maßnahmen, welche die Abfallbewirtschaftung 
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betreffen. Nach der fünfstufigen Abfallhierarchie gem. § 6 KrWG gilt folgende Rangfolge unter 
den Abfallbewirtschaftungsmaßnahmen: 
 
1. Vermeidung, 
2. Vorbereitung zur Wiederverwendung, 
3. Recycling, 
4. sonstige Verwertung, insbesondere energetische Verwertung und Verfüllung, 
5. Beseitigung. 
 
Ergänzt und konkretisiert wird das KrWG auf Bundesländerebene durch das Abfallwirtschafts-
gesetz für das Land Schleswig-Holstein (LAbfWG). 
 

8.2.2 Fachplanungen 

Die Fachpläne der Landes- und Regionalplanung zielen auf eine nachhaltige Raum- und Lan-
desentwicklung ab, bei denen unterschiedliche Raumnutzungen aufeinander abgestimmt sind. 
Leitvorstellungen für ökonomische, ökologische und soziale Aspekte werden auf unterschied-
lichen Planungsebenen definiert. Die Grundsätze und Ziele der Fachpläne sind auf landeswei-
ter Planungsebene (Landesentwicklungsplan und Landschaftsprogramm) relativ allgemein ge-
halten, weshalb im Folgenden nur auf die Konkretisierungen in den Fachplänen auf regionaler 
und kommunaler Planungsebene eingegangen wird. Die Gemeinde hat bei der Bauleitplanung 
die landesspezifischen übergeordneten Zielvorstellungen der höheren Planungsebene gem.  
§ 1 Abs. 4 BauGB zu berücksichtigen. 
 
Regionalplan 
Der Regionalplan vermittelt zwischen gesamtstaatlicher Planung (Landesplanung) und kom-
munaler Gemeindeentwicklung und dient als regionale Raumordnung, um die Ziele der einzel-
nen Regionen zu konkretisieren und umzusetzen. Im Regionalplan werden Grundsätze und 
Ziele für die Raumordnung aufgestellt, die den Gemeinden und Planern Planungssicherheit ge-
ben. 
Laut Fortschreibung des Regionalplanes für den Planungsraum IV (2005) ist das Plangebiet hin-
sichtlich der räumlichen Gliederung dem „ländlichen Raum“ zugewiesen. Prägende Nutzungs-
form dieser Räume ist die Landwirtschaft. Weiterhin sind im Gemeindegebiet von Hemme viele 
Windeignungsgebiete verzeichnet sowie eine Bundesstraße und eine regionale Straßenverbin-
dung mit höhenfreier Anschlussstelle (Übergang von B 5 zu L 156). Diese Verkehrsstrukturen 
befinden sich in deutlicher Entfernung zum Plangebiet und haben für diese keine Relevanz. 

 
Landschaftsrahmenplan 
Mit dem Landschaftsrahmenplan (LRP) wird die Landschaftsplanung auf regionaler Ebene un-
ter Beachtung der Ziele der Raumordnung, umgesetzt. Hierbei werden die vorhandenen 
Schutzgütern Boden und Gesteine, Gewässer, Klima und Luft, Arten und Biotope sowie Land-
schaft und Erholung erfasst, in Beziehung gesetzt und unter Berücksichtigung von konkurrie-
renden Flächenansprüchen, die sich aus unterschiedlichen Nutzungsansprüchen ergeben, be-
trachtet und bewertet, ohne jedoch im Einzelfall Entscheidungen zu treffen. Darauf basierend 
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werden naturschutzfachliche Hinweise und Empfehlungen formuliert. Hierzu gehören bei-
spielsweise Siedlung, Verkehr, Rohstoffgewinnung, Land- und Forstwirtschaft sowie Touris-
mus, Erholung und Sport (Landschaftsrahmenplan für den Planungsraum III, 2020). 
Der Landschaftsrahmenplan (LRP) für den Planungsraum III (2020) bildet für das Plangebiet in 
Hauptkarte 1 keine überörtlichen Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes ab.  
Auch in Hauptkarte 2 und Hauptkarte 3 des LRP sind für das Plangebiet keine zu beachtenden 
Erfordernisse verzeichnet. 

 
Landschaftsplan 
Der Landschaftsplan ist ein Instrument auf der Ebene der Städte und Gemeinden und stellt den 
Handlungsrahmen mit entsprechenden Maßnahmen für die beabsichtigte Siedlungsentwick-
lung, die unbebaute Flur sowie Wald- und Naturschutzflächen dar. Er orientiert sich an den  
§§ 1, 2 und 11 BNatSchG. Sie konkretisieren die LRP flächengenau und bilden die Grundlage 
für deren Erstellung.  
Der Landschaftsplan der Gemeinde Hemme aus dem Jahr 1998 ordnet das Plangebiet in der 
Karte „Landschaftsbildräume, Erholungseinrichtungen, Sehenswürdigkeiten“ der Siedlungs-
landschaft entlang der Dorfstraße zu. In der Karte „Bedeutung für den Arten- und Bio-
topschutz“ ist dem Plangebiet keine höhere Bedeutung, sondern eine allgemeine Bedeutung 
zugeordnet.  
 
Flächennutzungsplan 
Der Flächennutzungsplan ist ein Planungsinstrument der öffentlichen Verwaltung, mit dem die 
städtebauliche Entwicklung der Gemeinden gesteuert werden soll. Der wirksame Flächennut-
zungsplan der Gemeinde Hemme aus dem Jahr 1998 mit seinen Änderungen stellt die Flächen 
innerhalb des Plangeltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 3 im westlichen Bereich als Flä-
chen für den Gemeinbedarf mit dem Entwicklungsziel Feuerwehr nach § 5 Abs. 2 Nr. 2a BauGB 
und im östlichen Bereich als Flächen für die Landwirtschaft nach § 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB dar. 
 
Zur Aufstellung dieses Bebauungsplanes wird der Flächennutzungsplan der Gemeinde Hemme 
im sog. Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB geändert. Die Fläche des Änderungsbereiches 
mit einer Gesamtgröße von 2.060 m² ist im wirksamen Flächennutzungsplan mit seinen Ände-
rungen als Flächen für die Landwirtschaft nach § 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB dargestellt; sie wird 
nunmehr in einer Größe von ca. 2.060 m² als Flächen für den Gemeinbedarf mit dem Entwick-
lungsziel Feuerwehr/Dorfgemeinschaftshaus nach § 5 Abs. 2 Nr. 2a BauGB dargestellt. Durch 
die geplante Änderung des Flächennutzungsplanes wird die Ausweisung von Flächen für den 
Gemeinbedarf – Feuerwehr/Dorfgemeinschaftshaus- für das gesamte Plangebiet möglich. 

 
Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft Schutzgebiete (§§ 20 - 36 BNatSchG) 
Es sind im Plangebiet und im Umgebungsbereich keine Schutzgebiete oder geschützte Be-
standteile von Natur und Landschaft vorhanden. 
 

8.3 Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes 

Der gegenwärtige Umweltzustand wird hier schutzgutspezifisch unter Einbeziehung aktuell 
vorhandener Vorbelastungen und Empfindlichkeiten dargestellt (sogenanntes Basisszenario). 
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Zusätzlich werden im Bedarfsfall Hinweise zur Berücksichtigung im Zuge der planerischen 
Überlegungen gegeben. Anschließend wird schutzgutbezogen die Entwicklung des Umweltzu-
standes bei Realisierung des Planvorhabens prognostiziert und bewertet. Angrenzende Nut-
zungen werden bei der Betrachtung der Schutzgüter mitberücksichtigt. Im Fall von voraussicht-
lichen erheblichen, unvermeidbaren Beeinträchtigungen der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
der Schutzgüter durch das Planvorhaben, werden aus der Bestandsaufnahme und Bewertung 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung, Verringerung, Ausgleich oder Ersatz und ge-
plante Überwachungsmaßnahmen schlussgefolgert. Die Ermittlung der Eingriffs- und Aus-
gleichsbilanzierung erfolgt in Anlehnung an den „Gemeinsamen Runderlass des Innenministers 
und des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume zum 
Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht“ vom 9. Dezember 
2013. 
Zur Bestandsaufnahme und Bewertung der einzelnen Schutzgüter erfolgte am 07.03.2022 eine 
Begehung des Plangebietes und der angrenzenden Umgebung. Die Einschätzung für das 
Schutzgut Flora und Fauna basiert auf der Ermittlung vorhandener Landschaftsstrukturen bzw. 
Habitate und der sich daraus ergebenden Lebensraumeignung für die jeweiligen potentiell vor-
kommenden planungsrelevanten Arten. Es wurde vor allem die Brutplatzeignung für Vögel, die 
Quartiereignung für Fledermäuse und die Habitateignung für andere, planungsrelevante Arten 
(z. B. Amphibien), erfasst. Naturschutzrechtlich relevante Arten, die aufgrund ihrer Verbrei-
tung oder Habitatstruktur potentiell nicht im Plangebiet vorkommen, wurden im Folgenden 
nicht weiter betrachtet. Das Plangebiet wurde neben der Lebensraumeignung auf Besiedlungs-
hinweise wie Nester, Fraßspuren oder Kotansammlungen abgesucht. 
Aus der aktuellen Landschaftsstruktur und der Gebietsbegehung wurde anhand einer Potenzi-
alanalyse gefolgert, ob durch die Realisierung des Bebauungsplanes Nr. 3 der Gemeinde 
Hemme artenschutzrechtliche Verbotstatbestände zu erwarten sind.  
Abschließend wird in einer Konfliktanalyse abgeleitet, inwiefern artenschutzrechtliche Ver-
botstatbestände ausgelöst werden. In diesem Zusammenhang können Maßnahmen mit dem 
Ziel ergriffen werden, ein Auslösen dieser Verbotstatbestände zu vermeiden.  
Verfügbare Literaturdaten und gängige Standardwerke, die Informationen zur Verbreitung und 
Habitatansprüchen von Tier- und Pflanzenarten in Schleswig-Holstein enthalten, wurden zur 
Auswertung herangezogen. Zusätzlich wurde ein aktueller Auszug aus dem Artenkataster (Feb-
ruar 2022) für die Gemeinde Hemme des Landesamtes für Landwirtschaft, Umwelt und ländli-
che Räume Schleswig-Holstein (LLUR) überprüft. Hierfür wurden die Beobachtungen für den 
Zeitraum der letzten 5 Jahre berücksichtigt. 
Bewertungen, die die Schutzgüter Boden und Wasser betreffen, ließen sich aus der Bodenkarte 
des Geologischen Landesamtes Schleswig-Holstein (1979) im Maßstab 1: 25.000, Blatt Wed-
dingstedt (1720) ableiten. Im digitalen Landwirtschafts- und Umweltatlas Schleswig-Holstein 
des Landesamtes für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (LLUR) wurden relevante 
Daten zur Bestandsaufnahme der Schutzgüter entnommen. Bereits vorhandene Datengrund-
lagen aus Fachplänen etc. wurden ebenfalls hinzugezogen und ausgewertet.  
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8.3.1 Schutzgut Mensch 

Für das Schutzgut Mensch sind bezüglich der Planungsauswirkungen insbesondere die Aspekte 
zu berücksichtigen, die die menschliche Gesundheit, das Wohlbefinden und das Leben der in-
nerhalb des Plangebietes bzw. seines Wirkungskreises sich aufhaltenden Menschen beeinflus-
sen. Von Relevanz sind Wohn- und Wohnumfeldfunktionen sowie Erholungs- und Freizeitfunk-
tionen. Nach § 50 BImSchG sind raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen so anzuordnen, 
dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die dem Wohnen dienende und sonstige schutzbe-
dürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. Des Weiteren ist nach § 1 Abs. 4 Nr. 2 
BNatSchG zur dauerhaften Sicherung von Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungs-
wertes von Natur und Landschaft sind insbesondere zum Zweck der Erholung in der freien 
Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten und 
siedlungsnahen Bereich zu schützen und zugänglich zu machen. Veränderungen im Wohn- 
oder Erholungsumfeld durch Änderung der Nutzung und Bebauungsstruktur können zu visuel-
len, akustischen und olfaktorischen Störungen führen. Weitere relevante Indikatoren können 
Abgase, Erschütterungen, Unfall- und Katastrophengefahren sein. Das Schutzgut Mensch ist 
mit vielen anderen Schutzgütern verflochten. Beispielsweise hängt die von der Landwirtschaft 
produzierte Nahrung letztlich vom Schutzgut Boden ab, das gewonnene Trinkwasser vom 
Schutzgut Wasser, bezüglich der Erholungsnutzung besteht ein Zusammenhang zum Schutzgut 
Landschaftsbild. 

 
Bestandsaufnahme und Bewertung 
Die Fläche des Plangebietes liegt zentral im Siedlungskörper von Hemme, welcher sich entlang 
des Hauptverkehrsweges (L 156) der Gemeinde zieht. Ein Feuerwehrgerätehaus ist hier auf 
dem Feuerwehrgelände bereits vorhanden, welches für den zukünftigen Bedarf allerdings 
nicht mehr ausreichend ist. Im nördlichen, westlichen und südlichen Umgebungsbereich be-
finden sich Wohnbebauung und verschiedene gewerbliche Betriebe, u. a. direkt nördlich an-
grenzend eine Tankstelle („Dorfstraße 53“). Im Osten schließen sich landwirtschaftliche Nutz-
flächen an. Das Plangebiet selber und der Umgebungsbereich erfüllen aktuell keine relevante 
Wohn-, Erholungs- oder Freizeitfunktion. 

 
Vorbelastung und Empfindlichkeit  
Die Vorbelastung für das Schutzgut Mensch resultiert aus den vorhandenen Nutzungen inner-
halb des Plangebietes und in der Umgebung. Innerhalb des Plangebietes fallen vor allem akus-
tische und optische Emissionen im Rahmen von Einsätzen an. Durch die großflächige umlie-
gende landwirtschaftliche Nutzung kann es v. a. zu akustischen und olfaktorischen Emissionen 
sowie Abgas- und Feinstaubemissionen aus der Landwirtschaft (Geräusche und Abgase aus 
dem Einsatz landwirtschaftliche Maschinen, Geruchs- und Feinstaubemissionen aus Dünge-
maßnahmen etc.) kommen. Grundsätzlich gelten Emissionen, die aus einer ordnungsgemäßen 
landwirtschaftlichen Nutzung stammen, nicht als erheblich. Durch das Verkehrsaufkommen 
der L 156 kommen weitere Geräusch-, Licht- und Abgasemissionen dazu, welche aber aufgrund 
des geringen Verkehrsaufkommens nicht als erheblich gelten. 
Da der Plangeltungsbereich keine relevante Wohn-, Erholungs- oder Freizeitfunktion aufweist, 
wird entsprechend von einer geringen Empfindlichkeit gegenüber einer Nutzungsänderung der 
Fläche durch das geplante Vorhaben ausgegangen. 
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8.3.2 Schutzgut Boden und Fläche 

Böden stellen Lebensraum und die Lebensgrundlage für Menschen, Tiere, Pflanzen, Pilze sowie 
Bodenlebewesen (Edaphon) dar. Das Beziehungsgefüge zwischen Böden und dem Naturhaus-
halt ist äußerst komplex. Böden haben sowohl eine wichtige Funktion als Bestandteil des Was-
ser- und Nährstoffkreislaufs als auch eine Filter-, Speicher- und Pufferfunktion und dadurch 
einen bedeutenden Einfluss auf die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes. 
Zusätzlich können Böden auch als Archive der Natur- und Kulturgeschichte von Bedeutung 
sein. Das Schutzgut Boden nimmt also eine zentrale Stellung ein, die bei Bauvorhaben zu be-
achten ist. Zu den einflussreichsten Wirkfaktoren gehört die Bodenversiegelung, da diese den 
Verlust der natürlichen Bodenfunktion bedeutet. Überdies ist es im Besonderen durch die ge-
werbliche oder landwirtschaftlich bedingte Nutzung möglich, dass Schadstoffe eingetragen 
werden und es somit zur Bodenkontamination kommt. Entsprechend nimmt die Bauleitpla-
nung im Hinblick auf Schutz und Schonung des Schutzgutes Boden eine zentrale Rolle ein, da 
mit Hilfe der Bauleitplanung verbindliche Aussagen zur Flächennutzung gemacht werden. Die 
zu berücksichtigenden fachlichen Grundlagen ergeben sich aus den Bestimmungen des 
BBodSchG. Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder 
wiederherzustellen. 
Für die Umweltprüfung des Schutzgutes Boden und Fläche sind die Aspekte Schutzwürdigkeit 
bzw. Leistungsfähigkeit der verschiedenen Bodenfunktionen, die Empfindlichkeit bzw. Schutz-
bedürftigkeit des Bodens sowie die Vorbelastung des Bodens von Relevanz. Auch das Schutz-
gut Boden ist mit anderen Schutzgüter verzahnt, vor allem mit dem Schutzgut Wasser. 

 
Bestandsaufnahme und Bewertung 
Das Plangebiet liegt im Naturraum der „Dithmarscher Marsch“. Die Dithmarscher Marsch ist 
das Ergebnis von holozän (nacheiszeitlich) angeschwemmten Sedimenten. Große Flächen der 
Dithmarscher Marsch sind durch Neulandgewinnung und Eindeichung erst seit dem Mittelalter 
entstanden. Die Bodenkarte des Geologischen Landesamtes Schleswig-Holstein (1979) im 
Maßstab 1:25.000, Blatt Weddingstedt (1720) bildet für das Plangebiet den Bodentyp „Dwog-
marsch“ mit dichten Horizonten aus stark tonigem Schluff bis schwach schluffigen Ton ab. 
Dwogmarschböden entstehen aus tidebeeinflussten Schluffen und Tonen, welche aus mindes-
tens zwei unterschiedlichen Sedimentationszyklen stammen. Unter der rezenten Bodenbil-
dung befindet sich eine fossile Bodenbildung („Dwog“). Dieser Dwog wirkt als Wasserstauer, 
was zu einer schlechten Bodendurchlüftung führt. Im feuchten Zustand sind Dwogmarschen 
anfällig für Bodenverdichtung (LLUR, 2019). Aufgrund dieser Eigenschaften zeichnet sich dieser 
Bodentyp durch eine geringe bis mittlere Wasserdurchlässigkeit und eine hohe nutzbare Feld-
kapazität aus. Das Grundwasser steht 100 cm u. Flur, bei häufiger Staunässe. Die Nährstoffvor-
räte des Bodens sind hoch. Diese Böden können als gute bis sehr gute Grünlandböden oder, 
nach Melioration (Bodenverbessungsmaßnahmen), als gute Ackerböden genutzt werden (Bo-
denkarte 1720, Geologisches Landesamt S.-H., 1979). 
Die Wahrscheinlichkeit für altlastverdächtige Altstandorte innerhalb des Plangebietes wird als 
gering bewertet, die Wahrscheinlichkeit für altlastverdächtige Altablagerungen als mittel (di-
gitaler Landwirtschafts- und Umweltatlas Schleswig-Holstein, LLUR, März 2022). 
Das Plangebiet liegt nicht in einer Kampfmittelverdachtsfläche (BISH, Abruf März 2022).  
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Schutzwürdige bzw. seltene Bodentypen oder Suchräume nach solchen (z. B. Archivböden) 
sind im Plangebiet nicht vorhanden (vgl. Erläuterungen zum Landschaftsrahmenplan für den 
Planungsraum III, Kapitel 2, 2020). 

 
Vorbelastung und Empfindlichkeit 
Der Boden im Plangeltungsbereich stellt sich im westlichen Bereich durch den hohen Versie-
gelungsgrad des bereits vorhandenen Feuerwehrgeländes als stark anthropogen verändert 
dar. Die Funktionsfähigkeit der natürlichen Bodeneigenschaften ist hierdurch stark einge-
schränkt. Es werden keine Böden, welche eine Relevanz für den Naturhaushalt oder die land-
wirtschaftliche Nutzung haben, wie z. B. ertragreiche Kulturpflanzen, überplant. Der westliche 
Grünlandbereich ist zwar unversiegelt aber durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung 
und die Grüppung des Grünlandes (zur Entwässerung) ebenfalls bereits anthropogen verän-
dert. 
Aufgrund der anthropogenen intensiven Nutzung und Überformung des Bodens und den damit 
verbundenen Vorbelastungen, wird dem Schutzgut Boden und Fläche im Plangebiet aus natur-
schutzfachlicher Sicht im gegenwärtigen Zustand eine allgemeine Bedeutung beigemessen. 
 

8.3.3 Schutzgut Wasser 

Das Schutzgut Wasser ist ein lebensnotwendiger Bestandteil des Naturhaushalts für alle Men-
schen, Tiere, Pflanzen, Pilze und Mikroorganismen und erfüllt vielzählige Funktionen. Das 
Schutzgut Wasser umfasst sowohl das Grundwasser als auch Oberflächengewässer. Grundwas-
ser stellt als ein Teil des Wasserkreislaufs eine nicht zu ersetzende Ressource dar und ist un-
entbehrlich für die Trink- und Brauchwasserversorgung. Grundwasser ist Wasser unterhalb der 
Erdoberfläche, welches sich aus versickernden Niederschlägen oder teilweise aus Seen und 
Flüssen abfließendem Wasser bildet. Als Grundwasserleiter wird der Gesteinskörper bezeich-
net, in welchem sich das Grundwasser befindet. Als Grundwasserkörper wird ein abgegrenzter 
Teil des Grundwasservorkommens (räumlich begrenztes Auftreten von Grundwasser) im Po-
renvolumen des Grundwasserleiters definiert, die obere Grenzfläche des Grundwasserkörpers 
ist der Grundwasserspiegel. Die wichtigsten Prozesse des Wasserkreislaufs sind Niederschlag, 
Interzeption, Infiltration, Abfluss, Verdunstung und Grundwasserneubildung. Bebauungen und 
Bodenversiegelung von Flächen wirken sich auf den Wasserkreislaufprozess auf. Entsprechend 
ist das Ziel für das Schutzgut Wasser i. S. von § 1 Abs. 5 BauGB eine entsprechende nachhaltige 
Entwicklung, so dass auch nachfolgenden Generationen alle Optionen der Gewässernutzung 
ohne Einschränkung zur Verfügung stehen. Bei der Betrachtung des Schutzgutes Wasser sind 
Grundwasser und Oberflächenwasser zu unterscheiden. Für das Grundwasser sind die unver-
siegelten Bereiche von ökologischem Wert, da sie potentiell für die Grundwasserneubildung 
von Bedeutung sein können. 
 
Bestandsaufnahme und Bewertung 
Grundwasser 
Das Plangebiet befindet sich laut digitalem Landwirtschafts- und Umweltatlas des Landes 
Schleswig-Holstein nicht in einem festgesetzten oder geplanten Trinkwasserschutzgebiet, 
Trinkwassergewinnungsgebiet oder Überschwemmungsgebiet (Landwirtschafts- und Umwelt-
atlas, LLUR, März 2022). 
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Der Plangeltungsbereich befindet sich im Bereich des Grundwasserkörpers „Eider/Treene – 
Marschen und Niederungen“ (Ei15). Die Mächtigkeit, die Zusammensetzung und die Durchläs-
sigkeit der vorhandenen Deckschichten über dem Grundwasserkörper bestimmen die Emp-
findlichkeit gegenüber Verschmutzungen. Die im Plangebiet vorhandenen Grundwasserdeck-
schichten werden bezüglich ihrer Schutzwirkung als ungünstig eingestuft, da die bindigen 
Deckschichten keine bzw. sehr geringe Mächtigkeiten (weniger als 5 m) aufweisen. Weiterhin 
wird der Grundwasserkörper bzgl. des Nitratgehaltes als nicht gefährdet aufgeführt (digitaler 
Landwirtschafts- und Umweltatlas, LLUR, März 2022).  
Als Maß für die natürliche Regenerationsfähigkeit des Grundwasserkörpers gilt die Grundwas-
serneubildung. Dieser Prozess wird definiert als Zugang von infiltriertem Wasser (aus Nieder-
schlägen, Oberflächengewässern) zum Grundwasser. Relevante Einflussgrößen sind die versi-
ckernde Niederschlagsmenge, die weder oberirdisch abfließt, noch verdunstet und so dem 
Grundwasser zugeführt wird. Je nach Bodeneigenschaften kann die Menge des versickernden 
Niederschlags variieren. Die Sickerwasserrate ist definiert als die Sickerwassermenge, die die 
durchwurzelte Bodenzone unter Berücksichtigung der Schwerkraft abwärts verlässt, bis es auf 
eine wasserführende Schicht trifft und dort die Obergrenze der Grundwasserneubildung 
(Grundwasserspiegel) bildet. 
Laut der Karte der „Verteilung der Sickerwasserraten für ganz Schleswig-Holstein auf Basis des 
RENGER & WESSOLEK-Verfahrens“ beträgt die Grundwasserneubildungsrate im Plangebiet 
> 50 bis 150 mm/a (Direktabfluss berücksichtigt). In Schleswig-Holstein liegen die Grundwas-
serneubildungsraten zwischen < 50 mm/a - > 250 mm/a. Das Plangebiet weist demnach eine 
niedrige bis mittlere Grundwasserneubildungsrate auf. 

 
Oberflächenwasser 
Im Plangebiet waren bei Begehung Oberflächengewässer in Form von drei Entwässerungsgrä-
ben vorzufinden. Diese technischen Anlagen sind in der Regel naturfern gestaltet und dienen 
dem Auffangen und Ableiten von überschüssigen Niederschlagswasser, welches im Laufe der 
Zeit versickert oder Sielverbandsgewässern zugeführt wird. Zum einen existiert ein Graben im 
südlichen Teil des Plangebietes, parallel zur „Dorfstraße“ verlaufend, zum anderen zwischen 
dem bestehenden Feuerwehrgelände und der östlich angrenzenden Grünlandfläche. Ein wei-
terer Graben verläuft im westlichen Teil des Plangebietes, parallel zur L156. Außerhalb des 
Plangebietes sind weitere Entwässerungsgräben und Vorfluter im Bereich der landwirtschaft-
lichen Nutzflächen vorhanden. Diese werden von der Planung nicht berührt und deshalb nicht 
weiter betrachtet. 
 
Vorbelastung und Empfindlichkeit 
Durch die nur gering ausgeprägte Deckschicht, welche keine besonders hohe Schutzwirkung 
bedingt und die niedrige bis mittlere Grundwasserbildungsrate, besteht insgesamt ein mittle-
res Risiko der Grundwasserverschmutzung (durch Eintragung von Schadstoffen in den Grund-
wasserkörper) im Plangebiet. 
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8.3.4 Schutzgut Flora und Fauna sowie biologische Vielfalt 

Die zentrale Aufgabe des Naturschutzes ist es, die Tier-, Pflanzen-, und Pilzarten inklusive ihrer 
Lebensräume als Teil der Biodiversität (biologischen Vielfalt) zu schützen und zu erhalten. Bio-
diversität umfasst die Ebenen Vielfalt der Lebensräume, Mannigfaltigkeit der Arten sowie die 
genetische Variabilität innerhalb der jeweiligen Arten. Alle drei Ebenen sind eng miteinander 
verknüpft und beeinflussen sich gegenseitig. Pflanzen, Tiere, Pilze und Mikroorganismen sind 
die biotischen Bestandteile des Naturhaushaltes. Die verschiedenen, regelmäßig vorkommen-
den Arten eines Lebensraumes (Biotop) leben in einer angepassten Lebensgemeinschaft (Bio-
zönose) zusammen und stehen untereinander in Wechselbeziehungen. Zusammen mit den je-
weils vorhandenen abiotischen Faktoren (anorganische, physikalische Umwelt) bildet diese Bi-
ozönose ein Ökosystem. Ökosysteme ergeben sich aus den Wirkungsgefüge zwischen Organis-
men und ihrem Lebensraum. Sie sind von der Biodiversität und deren Wechselwirkungen mit 
der abiotischen Natur abhängig und bilden damit die Grundlage der menschlichen Existenz. 
Zum Rückgang der Biodiversität können verschiedene Faktoren führen, wie z. B. Verlust, Zer-
schneidung und Fragmentierung der Lebensräume, intensive Landwirtschaft mit Monokultu-
ren, Übernutzung von Naturräumen (z. B. durch Freizeitaktivitäten) sowie Schadstoff bzw. 
Nährstoffeinträge und Einbringen gebietsfremder, invasiver Arten. Die Ziele zur dauerhaften 
Sicherung und Wahrung eines günstigen Erhaltungszustandes der Arten- und naturraumtypi-
schen Vielfalt sind durch den Gebiets-, Biotop- und Artenschutz umgesetzt. Wildlebende Arten 
(Tiere, Pflanzen) sollen in ihrer genetischen Vielfalt und ihrer natürlichen Verteilung (auch im 
Boden und Wasser) vorhanden bleiben. Bei der Umsetzung von Bauleitplänen müssen die sich 
hieraus ergebenden Verbote beachtet werden. Die artenschutzrechtliche Betrachtung ist Be-
standteil des Schutzgutes Flora und Fauna, um nachteilige Auswirkungen auf diese biologische 
Vielfalt einschätzen zu können. 

 
Bestandsaufnahme und Bewertung 
Eine Begehung der des Plangebietes fand am 07.03.2022 statt. 
Der westliche Teil des Plangebietes besteht aus dem bereits vorhandenen Gelände der Frei-
willigen Feuerwehr Hemme. Neben dem Bestandsgebäude (Feuerwehrgerätehaus) finden sich 
hier größere versiegelte Bereiche (Ausfahrt für die Feuerwehrfahrzeuge, Stellplätze) und im 
südlichen Bereich eine Transformatorenstation. Das Bestandsgebäude ist in einem guten bau-
lichen Zustand ohne Beschädigungen, Nischen oder Ähnlichem. Das Gebäude ist z. T. mit Scher-
rasenstreifen umgeben, nördlich des Gebäudes und der Ausfahrt steht eine Baumreihe mit vier 
z. T. älteren Rosskastanien. Diese weisen einen Stammdurchmesser in 1 m Höhe von 30 bis 65 
cm auf. Zwischen den Rosskastanien wachsen weiterhin Kartoffelrosen, in der Krautschicht 
konnte junger Giersch und Scharbockskraut gefunden werden. Im Zuge der Biotopkartierung 
wurde diese Struktur vom Land Schleswig-Holstein als „Knick“ eingeschätzt, diese Einschätzung 
findet sich aber nicht vor Ort wieder. Auch wenn ein als Knick eingeschätztes Biotop nicht zwin-
gend eine Wallkörper bedarf, sind Rosskastanie (als vorzufindende Bäume) und Kartoffelrose 
(welche komplett die Strauchschicht bildet) keine typischen Knickgehölze. Im Gegenteil, diese 
Arten sind nicht nur Neophyten (die Rosskastanie gilt allerdings als eingebürgert und ist damit 
als Agriophyt anzusehen), und im Fall der Kartoffelrose ein Neophyt mit invasivem Charakter, 
welche andere Arten verdrängt und zur Artenarmut beiträgt. Westlich der Feuerwehrausfahrt 
liegt ein Vorgartenbereich mit zumeist exotischen Ziergehölzen, wie Forsythie, Spiersträucher, 
Zierrosen und Azaleen. Weiterhin wächst hier eine Rotbuche (Stammdurchmesser in 1 m Höhe 
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ca. 40 cm). Zwischen diesem Vorgarten und der L 156 („Dorfstraße“) verläuft ein intensiv ge-
pflegter Entwässerungsgraben mit steilen Böschungskanten und kurzer Grasvegetation. Bei 
der Begehung führte dieser Graben Wasser. 
Der östliche Teil des Plangebietes stellt sich als intensiv bewirtschaftetes, artenarmes und ge-
grüpptes Wirtschaftsgrünland dar (Biotopschlüssel: GAy), auf welchem ausschließlich Wirt-
schaftssüßgräser wie Weidelgras oder Knaulgras zu finden sind. Eine krautige Vegetation fehlt. 
Südlich dieser Fläche verläuft ein weiterer ca. 2,20 m breiter Entwässerungsgraben mit steilen 
Böschungswinkeln, welcher zum Begehungszeitpunkt fast komplett mit Schilf zugewachsen 
war. Bei der Begehung war dieser Graben nicht wasserführend. Der Schilfbewuchs des Grabens 
wies bei der Begehung eine Breite von ca. 1,90 m auf und unterliegt damit nicht dem Bio-
topschutz. Entlang dieses Grabens wachsen mehrere Eschen, welche jeweils einen Stamm-
durchmesser in 1 m Höhe von ca. 40 - 50 cm aufweisen. Der ca. 3,30 m breite Entwässerungs-
graben westlich der Grünlandfläche und begrenzend zum aktuellen Feuerwehrgelände ist 
ebenso von steilen Böschungswinkeln und moderatem Schilfbewuchs als beim südlichen Gra-
ben entlang geprägt. Die westliche Grabenhälfte zum Feuerwehrgelände hin ist dicht mit Kar-
toffelrosen, Weideröschen und Brennnesseln und vereinzelt Holunder bewachsen, die östliche 
Hälfte überwiegend mit Schilf. Der Schilfbestand wies bei der Begehung eine Breite von ca. 
1,60 m auf und unterliegt damit ebenfalls nicht dem Biotopschutz. Am nördlichen Ende dieses 
Grabens wächst eine Sandbirke mit einem Stammdurchmesser in 1 m Höhe von ca. 40 cm.  
Baumhöhlen oder Vogelnester waren am Baumbestand innerhalb des Plangebietes bei der Be-
gehung nicht zu finden. Aufgrund des Begehungstermines Anfang März war die Belaubung der 
Bäume noch nicht vorhanden, so dass die abschließende Beurteilung diesbezüglich durchge-
führt werden konnte. Die älteren, ausgeprägteren Rosskastanien weisen im größeren Umfang 
abgeplatzte Borke auf, welche z. B. Fledermäusen als Tagesquartier dienen kann. 
Der Lebensraum ist insgesamt durch die landwirtschaftliche Nutzung und die umliegende 
Wohn- und Gewerbenutzung als beeinträchtigt und anthropogen überprägt einzustufen. Die 
Bedeutung für die Tierwelt ist als gering zu beurteilen und beschränkt sich auf eine allgemeine 
Lebensraumfunktion. Dem gesamten Plangebiet wird eine allgemeine Bedeutung für den Na-
turschutz zugeordnet.  
Im gesamten Plangebiet werden, auch aufgrund der umliegenden Strukturen, primär Arten 
(Flora und Fauna) der Siedlungsräume und des Agrar-Offenlandes erwartet, die bezüglich der 
vorliegenden Nutzungsformen nicht besonders störanfällig sind bzw. keine speziellen Ansprü-
che bzw. Bedürfnisse an ihre Habitate stellen (Generalisten). 

 
Vorbelastung und Empfindlichkeit 
Störwirkungen umfassen Schadstoffbelastungen, Scheuchwirkungen sowie Emissionen, v. a. 
Lärm- und Lichtemissionen, welche sich auf das Schutzgut Flora und Fauna sowie biologische 
Vielfalt auswirken können. Aber auch gegenüber Lebensraumverlust, -zerschneidung oder -
zerstörung ist von einer generell hohen Empfindlichkeit des Schutzgutes auszugehen. 
Es ergeben sich Vorbelastungen für die Flora, Fauna und biologische Vielfalt durch die bereits 
stattfindende starke anthropogene Nutzung des Gebietes. Dies umfasst vor allem die akusti-
schen Emissionen, welche sich aus dem Betrieb der hier bereits ansässigen Feuerwehr erge-
ben. Diese können auf die Fauna eine Scheuchwirkung ausüben. 
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Durch die benachbarten wohnbaulichen und gewerblichen Nutzungen (vor allem durch die 
Tankstelle) resultieren z. B. Lärm-, Licht- und Abgasemissionen der Kraftfahrzeuge der Anlie-
ger. Diese Vorbelastung ist aufgrund der ländlichen Lage und dem damit einhergehenden ge-
ringen Verkehrsaufkommen nicht als erheblich einzustufen. 
Weitere Störwirkungen vor allem in Form von akustischen, optischen und stofflichen Emissio-
nen ergeben sich aus der landwirtschaftlichen Nutzung im Osten, z. B. Lärmemissionen der 
landwirtschaftlichen Maschinen oder Stoffeinträge durch Düngemittel. Diese Emissionen, wel-
che infolge einer ordnungsgemäßen Landwirtschaft entstehen, gelten nicht als erheblich. 
Vor diesem Hintergrund ist die Empfindlichkeit gegenüber einer Nutzungsänderung hinsicht-
lich des Schutzgutes Flora und Fauna sowie die biologische Vielfalt als gering zu bewerten, da 
die Fläche angesichts der bereits bestehenden anthropogenen Nutzung stark vorbelastet und 
für naturschutzrelevante Belange von untergeordneter Bedeutung ist. Der Lebensraum für das 
Schutzgut Flora, Fauna und biologische Vielfalt ist im Plangebiet als beeinträchtigt einzustufen 
und besitzt keine besondere Funktion. Es ist von einer gering ausgeprägten Artenvielfalt aus-
zugehen. Es wird im Plangebiet ausschließlich mit häufigen, störungstoleranten Kulturfolger-
arten der Siedlungsgebiete und mit häufigen, störungstoleranten Arten der Agrarlandschaft 
gerechnet 

 
8.3.5 Schutzgut Klima und Luft 

Das Ziel ist der Schutz des Klimas sowie die Reinhaltung der Luft, inklusive Luftaustausch durch 
Kaltluftfluss etc. Relevante Auswirkungen sind z. B. Verlust bzw. Einschränkung durch Versie-
gelung für den Feuchte- und Temperaturhaushalt bedeutsamer Freiflächen mit klimatischer 
Ausgleichsfunktion. Emissionen aus Industrie, Gewerbe, Kraftfahrzeugverkehr oder der Land-
wirtschaft zählen zu den Hauptursachen von Luftverunreinigungen. Die Art der Bebauung und 
die Ausprägung der Vegetation sowie Nutzung der Fläche können Klima und Luft kleinräumig 
beeinflussen. 

 
Bestandsaufnahme und Bewertung 
Durch die Lage zwischen Nord- und Ostsee weist Schleswig-Holstein ein gemäßigtes, feucht-
temperiertes ozeanisches Klima auf. Entsprechend ist das Klima der Gemeinde Hemme mild, 
warm und gemäßigt und durch eine hohe Anzahl an Regentagen, mit einer vergleichsweise 
hohen Niederschlagsmenge (863 mm im Jahr), geprägt. Die meisten Niederschläge fallen in der 
zweiten Jahreshälfte, der niederschlagsreichste Monat ist August mit 92 mm, der nieder-
schlagsärmste Monat ist April mit 50 mm. Die Jahresdurchschnittstemperatur beträgt 9,6°C, 
wobei Juli der wärmste (17,7°C) und Januar der kälteste (2,1°C) Monat ist (Klimadaten der 
Städte weltweit, März 2022). Darüber hinaus sind kleinklimatische, lokale Einflüsse wirksam, 
die sich insbesondere in Abhängigkeit der natürlichen und nutzungsbedingten Standortfakto-
ren ergeben. Sie üben einen besonderen Einfluss auf die Tier- und Pflanzenwelt aus. 
 
Vorbelastung und Empfindlichkeit 
Durch die offenen (Grünland)Flächen im Umgebungsbereich des Plangebietes und der generell 
geringen Besiedlungsdichte der Gemeinde Hemme ist von einem guten Luftaustausch auszu-
gehen. Wie jede Fläche erfüllt auch die Plangebietsfläche eine klimatische Funktion, eine hö-
here Bedeutung lässt sich jedoch weder aus der Lage im Raum, der Topographie noch aus der 
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Struktur der Vegetation ableiten. Durch die ländliche Lage ist nicht mit erheblichen Luftver-
schmutzungen durch Industrie, Gewerbe, Landwirtschaft oder Kraftfahrzeuge zu rechnen.  
 

8.3.6 Schutzgut Landschaftsbild 

Die biologische Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und dar-
über hinaus die Vielfalt, Eigenart und Schönheit, sowie der Erholungswert von Natur und Land-
schaft sind nach § 1 Abs. 1 BNatSchG zu schützen, zu pflegen, zu entwickeln und bei Bedarf 
wiederherzustellen. Das Schutzgut Landschaftsbild umfasst biotische, abiotische und anthro-
pogene Elemente, aber auch wahrnehmbare Elemente, welche vom Betrachter individuell 
wahrgenommen werden. Dieses Schutzgut ist eng verbunden mit Aspekten der Erholung und 
Gesundheit für den Menschen, aber auch mit den Schutzgütern Flora und Fauna (bezüglich des 
Lebensraumes und des ökologischen Zustandes) sowie Kultur- und Sachgütern (als Land-
schaftsbild prägende Elemente). Eine historische Kulturlandschaft kann damit ebenso Bestand-
teil des Landschaftsbildes sein und baulich bzw. anthropogen geprägt sein. Der Grad der Be-
einträchtigung ergibt sich durch die Art und den Umfang des Bauvorhabens sowie die Qualität 
der betroffenen Landschaft. 

 
Bestandsaufnahme und Bewertung  
Die Fläche des Plangebietes ist in der östlichen Hälfte als Teil der typischen historischen Kul-
turlandschaft der Dithmarscher Marsch mit einer intensiv landwirtschaftlich geprägten Land-
schaft und dem zur Entwässerung angelegtem dichten Grabennetz anzusprechen. Die Entwäs-
serung ermöglichte erst die großräumige landwirtschaftliche Nutzung. Gliedernde Landschaft-
selemente wie z. B. Hecken oder Wälder fehlen bzw. sind nur in der Gegenwart des Siedlungs-
körpers bzw. von Einzellagen vorhanden. Östlich ans Plangebiet schließt sich das umliegende 
großräumige landwirtschaftlich genutzte Offenland an, welches die Sicht über weiter Landstri-
che ermöglicht. Das Landschaftsbild zeichnet sich hier durch eine gewisse Strukturarmut aus, 
die aber typisch für die Marsch ist. Weiterhin prägen in dieser Blickrichtung viele Windkraftan-
lagen das Landschaftsbild der Gemeinde Hemme, welche weithin wahrnehmbar sind und op-
tisch den weitläufigen Eindruck der offenen Agrarlandschaft stark zerschneiden. Der westliche 
Teil des Plangebietes umfasst das Gelände der Feuerwehr, an diesen schließt sich im Norden, 
Westen und Süden der Siedlungskörper von Hemme mit Wohnbebauung und Gewerbe an.  
Der Eigenwert des Landschaftsbildes des Plangeltungsbereiches und seiner Umgebung ist so-
mit in Hinblick auf die Kriterien Vielfalt, Eigenart und Schönheit insgesamt als allgemein zu 
bewerten. 

 
Vorbelastung und Empfindlichkeit 
Vorbelastungen des Schutzgutes „Landschaftsbild“ ergeben sich aus der Intensität der Beein-
trächtigung durch die vorhandene Nutzung. Aufgrund der umliegenden landwirtschaftlichen 
Nutzung, der Wohn- und Gewerbenutzung (vor allem der sich nördlich anschließenden Tank-
stelle) sowie des umfangreichen Vorhandenseins von Windkraftanlangen im östlichen freien 
Landschaftsraum ist das Landschaftsbild bereits stark anthropogen verändert und beeinträch-
tigt. Die Bestandsbäume im Plangebiet (vor allem die Rosskastanienreihe) bieten eine ortsbild-
prägende Wirkung. Diese Bäume bleiben allerdings unverändert erhalten und somit auch das 
entsprechende Ortsbild.  
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Eine relevante Erholungsnutzung geht vom Plangebiet nicht aus. Die Empfindlichkeit gegen-
über einer Nutzungsänderung wird deshalb insgesamt als gering eingestuft. 
 

8.3.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Kulturgüter werden als beständige Zeugnisse menschlichen Geschichte ideeller, geistiger und 
materieller Art definiert. Diese lassen sich als Raumdisposition oder Orte in der Kulturland-
schaft beschreiben und lokalisieren. Dazu gehören beispielsweise nicht nur Denkmäler und 
schutzwürdige Bauwerke, sondern auch archäologische Fundstellen bzw. Verdachtsflächen, 
Bodendenkmale und Böden mit Archivfunktion oder historische Landnutzungsformen. Als 
Sachgüter werden alle natürlichen oder anthropogenen Güter von materieller Bedeutung für 
den Menschen bezeichnet, wie Gebäude oder Rohstoffe von wirtschaftlicher Bedeutung und 
bestimmte Landnutzungsformen. Laut § 15 Denkmalschutzgesetz (DSchG) ist der Fund bzw. 
die Entdeckung von Kulturdenkmälern unmittelbar oder über die Gemeinde der Denkmal-
schutzbehörde mitzuteilen. 
 
Bestandsaufnahme und Bewertung 
Für das Plangebiet und den Umgebungsbereich ist kein Kulturdenkmal verzeichnet. In ca. 
900 m nordöstlicher Entfernung befindet sich die St.-Marien-Kirche, welche mit dem Kirchhof 
als Kulturdenkmal verzeichnet ist (Landesamt für Denkmalpflege, Februar 2022). Aufgrund der 
Entfernung hat dieses Kulturdenkmal keine Relevanz für die vorliegende Planung. Eine weitere 
Betrachtung entfällt. Im westlichen Bereich des Plangebietes, auf welchem sich bereits das 
Feuerwehrgelände vorfindet, ist ein archäologisches Interessensgebiet verzeichnet (Archäolo-
gie-Atlas SH, Abruf Februar 2022). Unter Beachtung des DSchG stellen archäologische Interes-
sensgebiete kein Planungshindernis dar. Laut § 15 DSchG ist der Fund bzw. die Entdeckung von 
Kulturdenkmälern unmittelbar oder über die Gemeinde der Denkmalschutzbehörde mitzutei-
len. 
 

8.3.8 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Der Naturhaushalt ist ein komplexes Wirkungsgefüge mit verschiedenen, vielfältigen Abhän-
gigkeiten und Wechselwirkungen. Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern 
müssen berücksichtigt werden. Schutzgutübergreifende Aspekte wurden bei der Bestandsauf-
nahme und Bewertung der einzelnen Schutzgüter bereits betrachtet. Es sind keine weiteren 
relevanten, über die bereits beschriebenen Auswirkungen hinausgehenden Wechselwirkun-
gen zwischen den Schutzgütern erkennbar, die eine Verstärkung erheblicher negativer nach-
haltiger Auswirkungen vermuten lassen. 

 
8.3.9 Voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der 

Planung (Nullvariante) 

Im Zuge der Nichtdurchführung des Bebauungsplanes ist unter Berücksichtigung des derzeiti-
gen beschriebenen Umweltzustandes damit zu rechnen, dass die derzeitige Nutzung des Ost-
teils des Plangebietes als landwirtschaftliche Nutzfläche weiterhin erhalten bleibt. Die unum-
gängliche Erweiterung und Ertüchtigung der Freiwilligen Feuerwehr Hemme in diesem Bereich 
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würde unterbleiben und müsste an einer anderen, deutlich ungünstigeren Stelle im Gemein-
degebiet errichtet werden. Da eine räumliche Trennung beider Feuerwehrstandorte sowohl 
aus logistischen als auch bezüglich der Einsatzabläufe problematisch zu sehen ist, müsste der 
komplette Feuerwehrstandort verlegt werden. 

8.4 Artenschutz 

Die artenschutzrechtlichen Belange sind nach §§ 44, 45 BNatSchG auf Bebauungsplanebene zu 
berücksichtigen, um artenschutzrechtliche Verbotstatbestände auszuschließen bzw. beson-
ders zu beachtende Notwendigkeiten aufzuzeigen. Die artenschutzrechtlichen Belange werden 
mit Hilfe einer Potentialanalyse bewertet und auf das Eintreten von artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbeständen geprüft. Zu berücksichtigen sind die Arten des Anhang IV der FFH-
Richtlinie sowie alle europäischen Vogelarten. 

 
Rechtlicher Rahmen 
Zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten vor Beeinträchtigungen durch den Men-
schen sind auf gemeinschaftsrechtlicher und nationaler Ebene umfangreiche gesetzliche Vor-
schriften erlassen worden. Auf europarechtlicher Ebene sind artenschutzrechtliche Belange 
mit der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) und die Vogelschutz-Richtlinie (VSchRL) gere-
gelt. Diese wurden mit dem § 44 und § 45 BNatSchG in nationales Recht umgesetzt. Entspre-
chend den Regelungen des BNatSchG ist eine artenschutzrechtliche Betrachtung durchzufüh-
ren. In § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 BNatSchG wird der Umfang von besonders und streng geschütz-
ten Arten definiert. Der Prüfrahmen der artenschutzrechtlichen Betrachtung umfasst Arten 
des Anhang IV der FFH-Richtlinie und alle europäischen Vogelarten. Für die streng und beson-
ders geschützten Tier- und Pflanzenarten gelten die folgenden rechtlichen Regelungen: 

 
 Tötungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) 

„Es ist verboten, wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie 
zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu ent-
nehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.“ 
 

 Störungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
„Es ist verboten, wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen 
Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wan-
derungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die 
Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert.“  
 

 Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 
„Es ist verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders 
geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.“ 

 Besonders geschützte Pflanzen (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG) 
„Es ist verboten, wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen 
oder zu zerstören.“  
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Gemäß § 44 Abs. 5 BNatSchG liegt kein Verbotstatbestand vor, wenn die ökologische Funktion 
der von dem Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang aufrechterhalten werden kann. 
Liegen die Voraussetzungen der Verbotswirkung gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG (ökologische Funk-
tion im räumlichen Zusammenhang weiterhin vorhanden) nicht vor, kann eine Ausnahmege-
nehmigung erteilt werden, sofern die Ausnahmevoraussetzungen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG 
erfüllt sind. Ausnahmen können zugelassen werden, wenn zwingende Gründe des öffentlichen 
Interesses überwiegen, zumutbare Alternativen fehlen und sich der Erhaltungszustand be-
troffener Arten nicht verschlechtert. Sind die Ausnahmevoraussetzungen gem. § 45 Abs. 7 
Satz 1 Nr. 5 und Satz 2 BNatSchG nicht erfüllt, kann für das Vorhaben ein Antrag auf Befreiung 
nach § 67 Abs. 2 BNatSchG gewährt werden. Die Befreiung von einem Verbot gemäß § 44 
Abs. 1 BNatSchG kann erteilt werden, wenn die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu 
unzumutbaren Belastungen führen würde. Eine Befreiung kann mit Nebenbestimmungen ver-
sehen werden. 
Der Verbotstatbestand der Schädigung/Tötung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) wird ausgelöst, 
wenn das Vorhabens (bau-, anlage- oder betriebsbedingt) für die betroffenen Arten mit einer 
Tötungsgefahr verbunden ist, die trotz des Ergreifens aller zumutbaren Vermeidungsmaßnah-
men über das allgemeine Lebensrisiko (= die grundsätzlich immer gegebene Gefahr, das Indi-
viduen unvorhersehbar getötet werden können, so wie es in einer Landschaft ohne besondere 
Funktion für diese Tiere eintritt) hinaus signifikant erhöht ist. 
Soweit erforderlich, können Maßnahmen zur Vermeidung oder vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahmen, sog. CEF-Maßnahmen (“continious ecolocigal functionality-measures“). Die Maßnah-
men werden bei der Ermittlung der Verbotstatbestände berücksichtigt. 

 
Potentialanalyse 
Vögel 
Alle wildlebenden europäischen Vogelarten sind im Sinne der europäischen Vogelschutzricht-
linie geschützt, um sämtliche in den EU-Staaten natürlicherweise vorkommenden Vogelarten 
einschließlich der Zugvogelarten in ihrem Bestand dauerhaft zu erhalten. Häufig vorkom-
mende und weit verbreitete Brutvogelarten, die als nicht gefährdet gelten und ähnliche An-
sprüche an ihr Bruthabitat stellen, werden gildenbezogen betrachtet. 
Die Lage des Plangebietes innerhalb eines von starken anthropogenen Einflüssen und Störfak-
toren geprägten Bereiches, lässt ausschließlich häufige und störungstolerante Vogelarten er-
warten, die anthropogene Einflüsse gewöhnt sind. Dies umfasst zum einen Kulturfolgerarten, 
die in Siedlungsgebieten auftreten, zum anderen robustere Feld- und Wiesenvogelarten der 
Agrarlandschaft, welche auf den angrenzenden Wirtschaftsgrünflächen zu finden sind. 

 
Brutvögel 
Aufgrund der vorhandenen Grünlandflächen existiert ein potentieller Lebensraum für die Gilde 
der Bodenbrüter des Offenlandes, welche auf offenen Flächen brüten. Die Bedeutung als Brut-
habitat für Arten dieser Gilde wie z. B. Kiebitz, Feldlerche oder Wiesenschafstelze wird zwar 
aufgrund der intensiven Grünlandnutzung und der angrenzenden anthropogenen Einflüsse 
(diese Vogelgilde gilt als vergleichsweise störungsintolerant) als nicht sehr wahrscheinlich an-
genommen, kann aber nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden. 
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Versteckt am Boden brütende Bodenbrüter, welche bevorzugt in Bodennähe von dichterer 
Vegetation brüten und sich gern im offenen bis halboffenen Agrarraum bzw. in Siedlungsgebiet 
ansiedeln, wie Goldammer, Rotkehlchen oder Fitis, finden vor allem an den dicht bewachsenen 
Vegetationsbeständen an den Böschungen der Entwässerungsgräben entlang des Grünlandes 
potentiell geeignete Brutplatzhabitate und weitere Lebensräume. 
Häufige, vergleichsweise wenig spezifische Röhrichtbrüter wie Sumpfrohrsänger oder Rohr-
ammer finden in den Schilfbeständen entlang der Entwässerungsgräben potentielle Brut-
plätze. 
Weiterhin sind Brutplätze in dem Baumbestand (Rosskastanien, Eschen) und Sträuchern des 
Plangebietes für die Gilde der Gehölzfreibrüter vorhanden. Hierzu zählen z. B. Heckenbrau-
nelle, Mönchsgrasmücke, Elster, Ringeltaube, Amsel oder Buchfink, welche bevorzugt in Ag-
rarlandschaften, aber auch im Siedlungsbereich vorkommen können. 
Das Plangebiet bietet Gehölzhöhlenbrütern wie Meisenarten, Feldsperling, Star oder Kleiber 
nur Habitate ohne Brutplatzeignung (z. B. Nahrungshabitate), da die Bäume innerhalb des 
Plangeltungsbereiches keine Baumhöhlen aufweisen. Auch Brutplatzalternativen (Nistkasten) 
waren bei der Begehung nicht vorzufinden. 
Eine Besiedlung des vorhandenen Feuerwehrgebäudes durch Gebäudebrüter (z. B. Haussper-
ling, Hausrotschwanz, Schwalbenarten) kann nicht sicher ausgeschlossen werden, wird aber 
aufgrund der starken Störwirkungen (v. a. bei Feuerwehreinsätzen mit Folgetonhorn) als sehr 
unwahrscheinlich angenommen. 
Brutplatzpotentiale für Eulen- oder Greifvögel sind aufgrund fehlender Habitatstrukturen 
nicht vorhanden, da diese Arten sehr spezifische Bedingungen für ihre Brutplätze benötigen (z. 
B. Wälder, Gebäudenischen). Eine Eignung der überplanten Grünlandfläche als potentielles 
Nahrungshabitat ist anzunehmen, weist aber aufgrund ihrer geringen Größe keine relevante 
Funktion als Nahrungshabitat für Eulen- oder Greifvögel auf. 
Im Artenkataster des LLUR für die Gemeinde Hemme ist ein Eintrag für Schleiereulen (2018) in 
1,3 km Entfernung südwestlich vorhanden (bei der sich hier befindlichen Hofstelle). Schleier-
eulen sind typische Kulturfolger, welche sich hauptsächlich von Feldmäusen ernähren, die sie 
bevorzugt auf landwirtschaftlichen Nutzflächen erbeuten. Aufgrund der geringen Größe des 
überplanten Grünlandes ist dieses für das Schleiereulenvorkommen als Jagd-/Nahrungshabitat 
nicht relevant. 
Alle aufgezählten und potentiell als Brutvogel im Plangebiet vorkommenden Arten sind mit 
mindestens 10.000 Brutpaaren in Schleswig-Holstein weit verbreitet und damit als häufig und 
ungefährdet einzustufen (Rote Liste der Brutvögel Schleswig-Holsteins, 2010). Weitere gefähr-
dete Arten sind aufgrund fehlender Lebensraumeignung nicht zu erwarten. 
Insgesamt weist die überplante Fläche sowohl größenmäßig aus auch ausstattungsmäßig keine 
besondere Bedeutung für die Avifauna auf. 
 
Rastvögel 
Eine relevante Bedeutung als Rastvogelhabitat ist für den Plangeltungsbereich selber hinsicht-
lich seiner Größe und Ausstattung nicht erkennbar oder bekannt. Die umliegenden landwirt-
schaftlich genutzten großräumigen Flächen östlich des Plangebietes weisen infolge ihrer Weit-
läufigkeit eine prinzipielle Eignung als Rastvogelhabitat auf. Bei der Wahl der Nahrungsgebiete 
zeigen sich Rastvögel oft flexibel und nutzen großräumig abwechselnd größere Landstriche. 
Eine Nutzung durch Rastvögel des überplanten Grünlandanteils kann aufgrund der direkten 
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Nähe zu menschlichen Siedlungsbereichen allerdings ausgeschlossen werden. Diese Tiere su-
chen in diesem Fall Bereiche auf, die deutlich weiter vom Siedlungsbereich entfernt sind. Ent-
sprechend können Rastvögel für das Plangebiet ausgeschlossen werden können und werden 
nicht weiter betrachtet. 

 
Relevanzprüfung Fledermäuse 
Die gesamte Artengruppe der nachtaktiven Fledermäuse ist im Anhang IV der FFH-Richtlinie 
gelistet und deshalb nach Bundesnaturschutzgesetz als streng geschützt eingestuft. Die einhei-
mischen Fledermäuse unterliegen einem Jahreszyklus benötigen und benötigen somit unter-
schiedliche Quartiertypen und Lebensräume, die sich saisonal unterscheiden. Dazu zählen Wo-
chenstuben-, Winter-, Paarungs- und Tagesquartiere, zwischen welchen je nach Lebensab-
schnitt gewechselt wird. Für die Sommerquartiere eigenen sich potentiell Baumhöhlen, Dach-
räume und Gebäudespalten, die sich je nach artspezifischen Ansprüchen unterscheiden. Win-
terquartiere für die Phase des Winterschlafs müssen frost- und zugluftsicher sein, wofür neben 
Baumhöhlen hauptsächlich Keller, Bunker und Stollen geeignet sind. Die Quartierhöhlen müs-
sen zwingend eine Ausformung nach oben aufweisen, um eine Fledermauseignung aufzuwei-
sen. Fledermäuse besitzen komplexe Raumordnungsmuster welche die verschiedenen Fleder-
maushabitate für Jagd/Nahrung und verschiedene Quartiertypen mit Flugrouten verbindet. 
Artabhänging sind diese Raumordnungsmuster unterschiedlich groß. 
Fledermäuse sind nachtaktiv und jagen überwiegend (artabhängig) entlang von linearen Struk-
turen wie z.B. Waldrändern, Knicks, Gehölzstrukturen, Gewässern, Alleen, naturnahen Parks 
und Gartenflächen. Fledermäuse stellen hohe Anforderungen an die Qualität ihres Habitats, 
welche für andere schutzbedürftige Tierarten ebenfalls von Relevanz sein können, und erfüllen 
damit eine wichtige Anzeigerfunktion für die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-
haltes. Der Hauptaktivitätszeitraum von Fledermäusen liegt zwischen April bis November. 
Fledermausarten, welche aufgrund ihrer Verbreitung und ihrer Habitatansprüche im Plange-
biet vorkommen können, sind: Abendsegler, Rauhautfledermaus, Mückenfledermaus, Braunes 
Langohr und Wasserfledermaus, welche primär waldbewohnende Arten sind und im Plange-
biet maximal vereinzelt als Nahrungsgast zu erwarten sind. Weiterhin ist potentiell mit der 
Anwesenheit von Breitflügelfledermäusen, welche bevorzugt (halb)offenen Landschaften und 
Siedlungsbereiche besiedelt und von Zwergfledermäusen, welche in der Wahl ihrer Lebens-
räume sehr anpassungsfähig und nicht spezialisiert ist, zu rechnen (BfN, 2019). 
An den Gehölzen im Plangebiet waren bei der Begehung keine Baumhöhlen o. ä. zu finden, 
entsprechend sind hier keine hochwertigen Quartierpotentiale (Winterquartier, Wochenstu-
benquartier) vorhanden. Die älteren Rosskastanien entlang der nordöstlichen Grenze des Plan-
gebietes weisen stellenweise abgeplatzte Borke auf, was potentielle Tagesquartiere für Fleder-
mäuse darstellt. Das Bestandsgebäude war neuerer Bauart und wies ebenfalls keine Struktu-
ren bzw. derartige Beschädigungen auf, die höherwertige Quartierfunktionen (Winterquartier, 
Wochenstube) zulassen. An der das Dach abschließenden Ziegelreihe sind schmale Spalten 
vorhanden, welche potentielle Tagesquartiere bieten können. Eine Eignung als Jagdge-
biet/Nahrungshabitat in Form der östlich befindlichen intensiv genutzten Grünfläche mit Gras-
bewuchs ist nicht gegeben, da diese für nachtaktive Insekten – die Hauptnahrungsquelle von 
Fledermäusen - keine Bedeutung hat. Der Vegetationsbestand auf dem bereits vorhandenen 
Feuerwehrgelände ist sowohl quantitativ als auch qualitativ (viele exotische Ziersträucher 
ohne Eignung für heimische Insekten) als Nahrungshabitat ebenfalls nicht relevant.  
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Im Artenkataster des LLUR für die Gemeinde Hemme waren keine Einträge zu Fledermäusen 
für die letzten 5 Jahre zu finden.  
 
Insgesamt weist die überplante Fläche sowohl aufgrund ihrer geringen Größe als auch auf-
grund der geringwertigen Ausstattung keine besondere Bedeutung für Fledermäuse auf. 
Relevanzprüfung Amphibien 
Alle Amphibien benötigen Gewässer in Form von Teichen, Tümpeln etc. in naturnaher Ausprä-
gung, sie sind für diese Tiere lebensnotwendig. Für die Fortpflanzung sind alle heimischen Ar-
ten obligatorisch auf Gewässer angewiesen. Aufgrund ihrer Physiologie benötigen Amphibien 
auch als adulte Tiere Lebensräume mit hoher Luftfeuchte, welche sich oft in Gewässernähe 
befinden. Im Plangebiet verlaufen drei Entwässerungsgräben. Diese Gräben wurden künstlich 
angelegt und sind infolge seiner unnatürlichen Ausprägung und seiner vor allem auf eine 
zweckmäßige Ausrichtung zum Auffangen und Ableiten von Niederschlägen kaum als Amphi-
bienlaichgewässer geeignet. Sie bietet keine Strukturen mit Alt- und Stillgewässern und somit 
generell keine geeigneten Laichgewässer für artenschutzrechtlich relevante Arten wie den 
Moorfrosch oder Kammmolch. Der Moorfrosch z. B. benötigt höherwertigere Habitat als vor 
Ort vorhanden, wie Moorlandschaften, Feucht- und Nasswiesen mit periodischer Über-
schwemmung. Der Kammmolch wiederum ist auf Feuchtgrünlandbestände mit Kleingewäs-
sern angewiesen, welche einen ausgeprägten Ufer- und Unterwasserbewuchs aufweist (BfN: 
Amphibien – Anhang IV – FFH-Richtlinie). Solche Lebensräume sind vor Ort nicht gegeben. 
Die Gräben im Ostteil des Plangebietes stellen sich mit steilen Böschungswinkeln und mit teil-
weise dichtem Schilfbewuchs dar. Diese Gegebenheiten und die Lage innerhalb von landwirt-
schaftlich genutzten Flächen schließen eine Amphibieneignung grundsätzlich aus: Amphi-
bienlaich benötigt zur Entwicklung Sonneneinstrahlung, durch den starken Bewuchs sind diese 
Oberflächengewässer zu stark verschattet. Der steile Böschungswinkel verhindert zusätzlich 
den Übergang potentiell anwesender jungen Amphibien an Land, hierfür werden flache Über-
gänge benötigt. Stoffeinträge der intensiven Landwirtschaft von den umliegenden landwirt-
schaftlichen Nutzflächen in diesen Graben verhindert weiterhin eine generelle Etablierung von 
Amphibienvorkommen (Brühl et al., 2013). Auch der Graben im westlichen Teil des Plangel-
tungsbereiches bietet aufgrund seiner Lage parallel zur L 156 und den stark versiegelten Be-
reich im nahen Umgebungsbereich keine Amphibieneignung. Ein Auftreten von Amphibien 
kann entsprechend ausgeschlossen werden und wird nicht weiter betrachtet. 
Im Artenkataster der Gemeinde Hemme waren weiterhin für das Plangebiet und den weiteren 
Umgebungsbereich keine Einträge für Amphibien zu finden. 
Die Artengruppe der Amphibien wird deshalb nicht weiter betrachtet und das unmittelbare 
Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 i. V. m. § 44 Abs. 5 BNatSchG kann somit 
ausgeschlossen werden. 

 
Sonstige Arten 
Ein Vorkommen weiterer artenschutzrechtlich relevanter Tier- und Pflanzenarten im Untersu-
chungsgebiet ist aufgrund der artspezifischen Standort- und Habitatansprüche bzw. angesichts 
der Verbreitung der Arten nicht zu erwarten. Diese Artengruppen werden deshalb nicht weiter 
betrachtet. Es ist davon auszugehen, dass mit der Umsetzung des Vorhabens keine arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG i.V.m § 44 Abs. 5 BNatSchG 
ausgelöst werden. 
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Prüfung der Verbotstatbestände 
Neben dem potentiellen Vorkommen planungsrelevanter Arten ist zu prüfen, ob durch die Re-
alisierung des Bebauungsplanes vorhabenspezifische Wirkfaktoren artenschutzrechtliche Ver-
botstatbestände auslösen können. Als vorhabenspezifische Wirkfaktoren sind bau-, anlagen- 
und betriebsbedingte Auswirkungen zu unterscheiden, auf der die Konfliktanalyse basiert. Die 
Empfindlichkeit gegenüber Wirkfaktoren ist artspezifisch und abhängig von der jeweiligen Ha-
bitatnutzung.  
Baubedingte Wirkfaktoren umfassen Tötungen und Schädigungen von Individuen im Rahmen 
der Bauarbeiten inklusive Baufeldräumung sowie baubedingte Störungen, die durch Lärm-, 
Licht-, Staub- und Abgasemissionen sowie Erschütterungen der Bautätigkeiten zustande kom-
men, weiterhin durch Baustellenverkehr. Zu den anlagenbedingte Wirkfaktoren gehört der Le-
bensraumverlust aufgrund der Flächeninanspruchnahme (Verlust von Vegetationsstrukturen) 
durch den Anbau eines neuen Feuerwehrgerätehauses und die potentielle Kollision von Indi-
viduen mit den baulichen Anlagen. Betriebsbedingte Wirkfaktoren beinhalten vor allem akus-
tische Emissionen aus dem Feuerwehrbetrieb (vor allem bei Einsätzen), aber auch optische 
Emissionen aus Fahrzeug- und Gebäudebeleuchtung sowie potentielle Kollision von Individuen 
mit Fahrzeugen. 

 
Vögel 
Mit der Umsetzung des Vorhabens wird potentieller Lebensraum der Avifauna verändert bzw. 
geht zum Teil ganz verloren. Durch die Überplanung der Grünlandfläche können potentielle 
Bruthabitate von offen brütenden Bodenbrütern verloren gehen, ebenso die Brutplatzpoten-
tiale von Röhrichtbrütern und versteckt brütenden Bodenbrütern aufgrund der Grabenverfül-
lungen inklusive Verlust eines Teils der Schilfvegetation. Weiterhin müssen im Zuge der Gra-
benverfüllung einige der hier vorhandlichen Eschen entfernt werden, die Brutplatzpotentiale 
für Gehölzfreibrüter aufweisen. Durch den geplanten Anbau des Feuerwehrgerätehauses an 
das Bestandsgebäude reduzieren sich die Brutplatzpotentiale für Gebäudebrüter. Nahrungs-
habitatpotentiale für die Avifauna sind von der Planungsumsetzung ebenso betroffen. 
Der Verbotstatbestand der Schädigung/Tötung (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) wird ausgelöst, 
wenn das Vorhaben für die betroffenen Arten mit einer Tötungsgefahr verbunden ist, die über 
das allgemeine Lebensrisiko hinaus signifikant erhöht ist. Unter dem „allgemeinem Lebensri-
siko“ wird die grundsätzlich immer gegebene Gefahr im Naturraum verstanden, dass Indivi-
duen von artenschutzrechtlich geschützten Arten unvorhersehbar getötet werden können.  
Um eine Tötung oder Verletzung von Individuen und den Verlust von Nestern, Eiern und Jung-
vögeln der Gehölzfreibrüter sicher auszuschließen, haben notwendige Gehölzentfernungen 
außerhalb der Vogelbrutzeit (1. März bis 30. September) zu erfolgen (§ 39 Abs. 5 BNatSchG). 
Diese Fristen zur Gehölzentfernung sind unabhängig vom Umfang des Gehölzbestandes (siehe 
§ 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG) einzuhalten. Dadurch kann ein Verbotstatbestand nach 
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG für die Gilde der Gehölzbrüter ausgeschlossen werden.  
Um Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. BNatSchG für Bodenbrüter, Röhrichtbrüter und 
Gebäudebrüter bei Maßnahmen auf der Grünlandfläche, an den Gräben und beim Gebäude-
anbau sicher auszuschließen, sind Bauausschlusszeiten in der Zeit vom 01.03.-15.08. für alle 
Baumaßnahmen während der Brut- und Aufzuchtzeit dieser Vogelgilden einzuhalten (Ministe-
rium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und Digitalisierung, MELUND SH 2017). Falls 
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diese Bauzeitenausschlussfrist nicht eingehalten werden kann, müssen anderweitige Vorkeh-
rungen, wie z. B. Vergrämungsmaßnahmen, getroffen werden, die eine Besiedlung der von den 
Wirkungen des Vorhabens betroffenen Flächen durch Brutvögel sicher vermeiden. 
So kann verhindert werden, dass Brutvögel während der Bauarbeiten getötet oder geschädigt 
werden bzw. es zu einem Verlust von Nestern, Eiern oder Jungvögeln kommt (siehe Bauzeiten-
regelung Kapitel 8.5.1). Außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit ist nicht mit eingeschränkt flug-
fähigen Jungvögeln zu rechnen, flugfähige Altvögel können fliehen. 
Mit Tötungen bzw. Schädigungen von Individuen aufgrund von Kollision mit dem Gebäude 
oder mit den Fahrzeugen ist anlagen- bzw. betriebsbedingt nicht zu rechnen. 
Störungen werden definiert als direkt die auf ein Tier einwirkenden Beunruhigungen oder 
Scheuchwirkungen. Erhebliche Störungen im artenschutzrechtlichen Kontext, die nach § 44 
Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG einen Verbotstatbestand darstellen, treten ein, wenn sie zu einer Ver-
schlechterung des Erhaltungszustandes einer lokalen Population führen. Davon ist auszuge-
hen, wenn sich die Größe der Population und/ oder ihr Fortpflanzungserfolg signifikant und 
nachhaltig verringert. Licht- und Lärmemissionen, Erschütterungen etc. während Bauarbeiten 
können zu temporären Störungen empfindlicher Arten führen. Es ist anzunehmen, dass wäh-
rend der außerhalb der Vogelbrutzeit stattfindenden Bauarbeiten ein Gewöhnungseffekt hin-
sichtlich der Störwirkungen seitens der vorkommenden störungsunempfindlichen Vogelarten 
eintritt. 
Betriebs- bzw. anlagenbedingte Wirkfaktoren wie Geräusch- und Lichtemissionen ergeben sich 
aus dem Betrieb der Feuerwehr, vor allem bei Einsätzen und aufgrund des Anliegerverkehrs. 
An diese Störungen ist die anwesende Avifauna bereits gewöhnt, da der Feuerwehrstandort 
hier bereits seit Jahren besteht, so dass nicht mit erheblichen Störungen zu rechnen ist.  
Da aufgrund der Habitataustattung und der vor Ort bereits vorhandenen Störfaktoren nur mit 
an anthropogene Einflüsse angepassten und störungstoleranten Vogelarten gerechnet wird, 
sind mit Umsetzung des Planvorhabens keine derart starken Störungen zu erwarten, die den 
Erhaltungszustand der Lokalpopulationen verschlechtern. Entsprechend ist davon auszuge-
hen, dass mit der Umsetzung des Vorhabens der Verbotstatbestand der erheblichen Störung 
nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG nicht ausgelöst wird. 
Der Verbotstatbestand der Schädigung bzw. Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) wird dann ausgelöst, wenn die ökologische Funktion der vom 
Vorhaben betroffenen potentiellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang nach Umsetzung des Planvorhabens nicht mehr erfüllt sind. 
Ein Auslösen dieses Verbotstatbestandes ist nicht zu erwarten, da die ökologische Funktion der 
vom Vorhaben betroffenen potentiellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zu-
sammenhang weiterhin erfüllt wird. Ausreichend Bäume, Gehölze, Gebäude, Gräben mit 
Schilfstrukturen sowie offene, weitläufige Grünlandflächen sind im nahen Umgebungsbereich 
vorhanden. 
Unter diesen Umständen löst der Verlust einzelner Teilhabitate (Grünlandfläche, Graben mit 
Schilfbewuchs, Bäume entlang des Grabens, östliche Seite des Bestandsgebäudes, an welchem 
der Anbau erfolgt) keinen Verstoß gegen artenschutzrechtliche Bestimmungen aus (vgl. Son-
derregelungen des § 44 Abs. 5 BNatSchG). Da sämtliche Vogelarten, mit deren Auftreten im 
Plangebiet gerechnet werden kann, nicht nistplatztreu sind und sich jede Brutsaison neue Brut-
plätze suchen, wird erwartet, dass diese sich an die Veränderungen anpassen werden bzw. zur 
Nistplatzsuche in den Umgebungsbereich ausweichen. Eine erhebliche Beeinträchtigung des 
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Fortpflanzungserfolgs der Lokalpopulationen aufgrund eines verschlechterten Nahrungsange-
bots ist ebenfalls nicht zu erwarten, da im näheren Umfeld weiterhin ausreichend Alternativen 
für Nahrungs-, Fortpflanzungs- und Ruhestätten vorhanden sind und die Qualität des potenti-
ellen Nahrungshabitats im Plangebiet nicht erheblich ist.  
 
Fazit: Mit der Realisierung des Planvorhabens treten keine artenschutzrechtlichen Verbotstat-
bestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG i.V.m § 44 Abs. 5 BNatSchG ein, unter Einhaltung einer 
Bauzeitenregelung (siehe Kapitel 8.5.1). 

 
Fledermäuse 
Bei Realisierung des Bebauungsplanes Nr. 3 der Gemeinde Hemme werden überwiegend 
Strukturen beansprucht, die für Fledermäuse keine Bedeutung haben. Ein Eingriff an potenti-
ellen Fledermaustagesquartieren findet in Form des Anbaus des neuen Feuerwehrgerätehau-
ses an das Bestandsgebäude statt. Die hier befindlichen Spalten an der Dachziegelabschluss-
kante sind nach dem Anbau entlang dieses Bereichs nicht mehr vorhanden. Um hier Schädi-
gungen und Tötungen von Fledermausindividuen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sicher aus-
zuschließen, sind die Bauarbeiten an der östlichen Bestandsgebäudeseite nur innerhalb der 
Winterruhephase (01. Dezember bis 28./29. Februar) der Fledermäuse durchzuführen. Da 
diese Tagesversteckpotentiale keine Isolierung aufweisen und sich demnach in den Wintermo-
naten hier keine Fledermäuse aufhalten können, kann so ein Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 
1 Nr. 1 BNatSchG sicher ausgeschlossen werden. Alternativ können die Tagesquartierpotenti-
ale in den Wintermonaten verschlossen werden, so dass eine Nutzung außerhalb der Winter-
ruhe nicht möglich ist (siehe auch Kapitel 8.5.1). Da die Rosskastanienreihe mit den Tagesquar-
tierpotentialen unverändert erhalten bleibt, ist hier keine Schädigung oder Tötung von Fleder-
mausindividuen zu erwarten. Mit Tötungen bzw. Schädigungen von Individuen aufgrund von 
Kollision mit dem Gebäude oder mit den Fahrzeugen ist anlagen- bzw. betriebsbedingt nicht 
zu rechnen. Diese Hindernisse können von Fledermäusen gut geortet und umflogen werden. 
Baubedingte Störungen finden tagsüber und damit außerhalb der Aktivitätszeit von Fleder-
mäusen statt. Anlagen- und betriebsbedingte Störungen (v. a. akustischer Art) resultieren v. a. 
aus den Einsätzen der Feuerwehr. Aufgrund des hier seit Jahren etablierten Feuerwehrstan-
dortes, ist davon auszugehen, dass bereits ansässige Fledermäuse an diese Emissionsarten be-
reits gewöhnt sind und diese auch zukünftig bewältigen können. Da das Plangebiet kein für 
Fledermäuse relevantes Nahrungshabitat darstellt, ist ebenso eine Beeinträchtigung des Fort-
pflanzungserfolges der Lokalpopulation aufgrund eines verschlechternden Nahrungsangebo-
tes ausgeschlossen. Andere erhebliche Störungen nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG, die den 
Erhaltungszustand der Lokalpopulation verschlechtern, sind durch das Planvorhaben ebenso 
nicht zu erwarten. Entsprechend kann ein Verbotstatbestand ausgeschlossen werden. 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich potentielle Ruhestätten für Fledermäuse am Be-
standsgebäude, die teilweise durch den Anbau des neuen Feuerwehrgerätehauses verloren 
gehen. Allerdings bleiben die verbleibenden Tagesversteckpotentiale am Dach des Bestands-
gebäudes erhalten. Im weiteren Umgebungsbereich sind an den älteren, z. T. beschädigten 
Wohngebäuden ebenfalls weitere Tagesverstecke vorhanden. Unter diesen Umständen löst 
der Verlust einzelner Teilhabitate keinen Verstoß gegen artenschutzrechtliche Bestimmungen 
aus (vgl. Sonderregelungen des § 44 Abs. 5 BNatSchG).  
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Fazit: Durch die Umsetzung des Vorhabens werden keine artenschutzrechtlichen Verbotstat-
bestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 44 Abs. 5 BNatSchG ausgelöst, unter Einhaltung 
einer Bauzeitenregelung für den Anbau bzw. dem Verschluss der Tagesquartierpotentiale wäh-
rend der Winterruhe. 

 

8.5 Entwicklungsprognosen bei Durchführung der Planung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 3 der Gemeinde Hemme werden die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung einer baulichen Erweiterung des vor Ort be-
findlichen Feuerwehrstandortes geschaffen. Das Ausmaß der Auswirkungen ist dabei abhängig 
vom konkreten Bauvorhaben. Nachfolgend werden nur die Schutzgüter näher betrachtet, auf 
die Auswirkungen im Zuge der Durchführung des Bebauungsplanes während der Bau- und Be-
triebsphase zu vermuten sind. Alle übrigen Schutzgüter werden nicht näher betrachtet, da 
diese allenfalls indirekt oder nur geringfügig betroffen sind. Je nach Umfang und Art der Be-
einträchtigungen wird jeweils bei den einzelnen Schutzgütern auf Wechselwirkungen einge-
gangen oder es erfolgen Querverweise, um Wiederholungen zu vermeiden. 
 

8.5.1 Bau und Vorhandensein des geplanten Vorhabens 

Schutzgut Mensch 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 3 der Gemeinde Hemme und die damit einher-
gehende Ausweisung und Erweiterung von Flächen für den Gemeinbedarf mit dem Entwick-
lungsziel Feuerwehr kann es bei Umsetzung des Vorhabens zu Auswirkungen auf das Schutzgut 
Mensch kommen. Das Bauvorhaben wird nicht auf einer Fläche mit übergeordneter woh-
nungs-, erholungs- oder freizeitrelevanter Nutzung realisiert. Eine ausreichend dimensionierte 
Feuerwehr, welche den abwehrenden Brandschutz und den technischen Hilfsdienst sicher-
stellt, wirkt sich positiv auf das Schutzgut Mensch aus. Angaben zu den zu erwartenden Emis-
sionsbeeinträchtigungen finden sich in Kapitel 8.5.3, sind aber für das Schutzgut Mensch nicht 
als erheblich einzustufen. 

 
Insgesamt werden somit keine erheblichen Auswirkungen bzw. Beeinträchtigungen für das 
Schutzgut Mensch erwartet. 

 
Schutzgut Boden und Fläche 
Die Größe des Plangeltungsbereichs für die geplanten Flächen für den Gemeinbedarf beläuft 
sich auf 3.283 m² und umfasst im Westteil bereits versiegelte Flächen. Mit dem Bebauungsplan 
Nr. 3 der Gemeinde Hemme soll ein die dringend benötigte Erweiterung und Ertüchtigung der 
örtlichen Feuerwehr realisiert werden. Die maximal bebaubare Grundfläche für das Plangebiet 
ist insgesamt mit 900 m² festgesetzt. Zusätzlich ist die Überschreitung des Maßes der bauli-
chen Nutzung durch Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO aufgeführten Anlagen bis 
zu einer maximalen Versiegelung von 2.100 m² allgemein zulässig. Dies dient dazu, um dem 
besonderen Bedarf an Stellplatzflächen auf dem Feuerwehrgelände im Einsatzfall gerecht wer-
den zu können (§ 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO). 
Zur Schaffung der Überfahrten werden mehrere Grabenverfüllungen benötigt (siehe Kapitel 
8.3.3 Schutzgut Wasser). 
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Mit dem Anbau des Feuerwehrgerätehauses und den dazugehörigen Verkehrswegen wird ein 
Eingriff in den Bodenhaushalt realisiert. Eine Überbauung von Boden bedeutet zwangsläufig 
einen Verlust am Schutzgut Boden und den natürlichen Bodenfunktionen. Darüber hinaus ver-
ändert die Bodenversiegelung die ausgleichende Funktion der Böden im Wasserhaushalt, da 
versiegelter Boden die Fähigkeit zur Wasseraufnahme verliert. Die Auswirkungen korrelieren 
dabei mit dem Grad der Bodenfunktionserfüllung und der betroffenen, zu versiegelnden Bo-
denfläche. 
Baubedingte Beeinträchtigungen können durch die Erdarbeiten während der Bauphase ent-
stehen, welche die Zerstörung der Bodenstruktur bis hin zur Abtragung und Beseitigung der 
Vegetationsdecke beinhalten können. Es kann zur Verdichtung des Bodens durch mechanische 
Belastungen (Befahrung durch Baustellenverkehr) in der Bauphase kommen. 
Bodenverdichtungen führen zur Störung des Bodengefüges. Bodeneigenschaften, insbeson-
dere hinsichtlich des Wasserhaushaltes, verändern sich. Einmal zerstörter, abgetragener oder 
verdichteter Boden ist nur unter großem technischen und zeitlichen Aufwand zu regenerieren. 
Weiterhin ist die Wiederherstellung der Bodenfunktion nach Entsiegelungsmaßnahmen nur 
sukzessive über einen längeren Zeitraum zu erwarten. 
Dieser Umstand ist bei den Baumaßnahmen zu berücksichtigen, um die Gefahr der Bodenver-
dichtung zu vermeiden bzw. zu minimieren. Zusätzliche Verkehrsflächen für die Erschließung 
und Baumaßnahmen werden nicht benötigt, diese sollen über das bereits vorhandene Wege- 
und Straßennetz (Dorfstraße) durchgeführt werden. 

 
Es werden ausgleichsbedürftige Auswirkungen für das Schutzgut Boden und Fläche erwartet. 
Bei fachgerechter Ausführung sind bei den Baumaßnahmen keine negativen Umweltauswir-
kungen durch Bodenverdichtung etc. zu erwarten. 

 
Schutzgut Wasser 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 3 der Gemeinde Hemme werden die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für Flächenversiegelungen geschaffen, welche sich auf Prozesse 
des Wasserhaushaltes (siehe Kapitel 8.3.2 „Schutzgut Boden“) auswirken können. Der Abtrag 
des Oberbodens im Zuge der Baumaßnahmen schränkt die Filtereigenschaften des Bodens ein. 
Dies geht mit einer Kontaminierungsgefahr des Grundwassers einher. Es ist davon auszugehen, 
dass das Ausmaß baubedingter Beeinträchtigungen bei sachgemäßem Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen gering gehalten wird. Für ausreichend Überfahrten zum neuen Feuerwehr-
gerätehaus sind insgesamt drei herzustellende Grabenverfüllungen inklusive Verrohrungen im 
Südosten des Plangebietes über den hier verlaufenden Entwässerungsgrabenerforderlich. Eine 
weitere Grabenverfüllung und -verrohrung wird entlang des Grabens zwischen jetzigem Feu-
erwehrgelände und der aktuellen Grünlandfläche benötigt, um das neue Feuerwehrgerä-
tehaus direkt an das Bestandsgebäude anbauen zu können. 
Diese Arbeiten sind nach § 68 WHG genehmigungspflichtige Eingriffe, die bei der Unteren Was-
serbehörde beantragt werden müssen. Die Anträge werden im Laufe des Verfahrens vorgelegt. 
Auf den versiegelten Flächen verändert sich das Abflussverhalten des anfallenden Oberflä-
chenwassers, da das Eindringen des Wassers zum Versickern in den Boden auf diesen Flächen 
verhindert wird. Daraus resultierend wird weniger Wasser dem Grundwasserkörper vor Ort 
zugeführt, dies führt zur Verringerung der Grundwasserneubildungsrate. Die Auswirkungen 
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des Vorhabens auf den Wasserhaushalt hängen dabei vom Bebauungsgrad bzw. vom Versie-
gelungsgrad der Fläche ab. Diese Gegebenheiten wurden untersucht und bewertet. Mit einer 
ausreichend dimensionierten Grabenneuanlage im nordöstlichen und östlichen Teil des Plan-
gebietes kann das anfallende Niederschlagswasser, welches durch die hinzukommenden Ver-
siegelungen nicht mehr direkt im Boden versickern kann, aufgefangen werden und im Laufe 
der Zeit versickern (siehe auch Kapitel 9.1.2). Um die Verdunstungswerte zu erhöhen, sind auf 
den Freiflächen rund um den Neubau Bepflanzungen mit Bäumen und Sträuchern geplant 
(siehe „Gemeinde Hemme – Umbau der Bestandsfeuerwehr - Bewertung der Wasserhaus-
haltsbilanz“ Sass & Kollegen Ingenieurgemeinschaft, Juni 2022). 
Das Risiko von Grundwasserverschmutzungen wird aufgrund der vorgesehenen Nutzung in 
Form eines Feuerwehrgerätehausneubaus und dessen Betriebes als gering eingestuft, ist prin-
zipiell aber nicht auszuschließen und abhängig vom sachgemäßen Umgang mit wasser- und 
bodengefährdenden Stoffen. 
 
Es werden ausgleichsbedürftige Auswirkungen für das Schutzgut Wasser erwartet. Bei sach-
gemäßem Umgang mit boden- und wassergefährdenden Stoffen sind keine bau-, anlagen- und 
betriebsbedingten erheblichen Auswirkungen zu erwarten. 

 
Schutzgut Flora und Fauna sowie biologische Vielfalt 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 3 der Gemeinde Hemme werden die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung und Ertüchtigung der Feuerwehr Hemme ge-
schaffen. 
Die Umsetzung des Bebauungsplanes ist mit einem potentiellen Verlust an Lebensraum für 
wildlebende Tiere und Pflanzen auf Flächen von allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz 
ohne besondere Habitateignung verbunden. Vegetationsflächen werden verändert oder ge-
hen durch die Bodenversiegelungen und Grabenverfüllungen verloren. Durch die Realisierung 
des Bauvorhabens gehen überwiegend intensiv genutzte Grünlandflächen und Grabenab-
schnitte mit Schilfvegetation verloren. Dieser Verlust kann im Rahmen der Eingriffsregelung 
durch Kompensationsmaßnahmen ausgeglichen werden. Die Bäume entlang des südlichen 
Grabenverlauf, an welchem die Überfahrten geschaffen werden, weisen einen Stammumfang 
von deutlich unter 2 m auf (Stammdurchmesser auf 1 m Höhe bis 50 cm, Stammumfang somit 
bis ca. 160 cm auf) und sind damit nicht als nach § 14 BNatschG i. V. m. § 8 LNatschG als ge-
setzlich geschützt anzusprechen. Da diese Bäume sich auch entlang einer Nebenstraße befin-
den sind sie auch aufgrund ihrer Lage nicht als ortsbildprägend einzustufen. 
Während der Bauarbeiten können temporäre Störungen empfindlicherer Tierarten anfallen. 
Aufgrund der bereits seit Jahren etablierten Nutzung als Feuerwehrgelände im Westteil des 
Plangebietes ist mit empfindlicheren Tierarten allerdings nicht zu rechnen, bzw. es ist davon 
auszugehen, dass die anwesende, etablierte Fauna bereits an umfangreiche Störungen ge-
wöhnt ist. Während der Bauarbeiten ist von einem Gewöhnungseffekt seitens der anwesen-
den, störungstoleranten Fauna auszugehen. 
Als anlagenbedingte und betriebsbedingte Wirkfaktoren ist neben der Flächeninanspruch-
nahme und der daraus resultierenden Vegetationsveränderung, vor allem mit akustischen und 
optischen Emissionen zu rechnen, welche sich bei den Feuerwehr-Einsätzen ergeben. Da der 
Feuerwehrstandort hier bereits seit Jahren etabliert ist, ist auch hier von einem bereits vor-
handenen Gewöhnungseffekt der anwesenden Fauna auszugehen. 
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Es werden keine erheblichen, ausgleichsbedürftigen Eingriffe in das Schutzgut Flora, Fauna 
und biologische Vielfalt erwartet.  

 
Schutz bestimmter Teile von Natur und Landschaft (§§ 20 – 36 BNatSchG)  
Im Plangebiet selber und im Umgebungsbereich des Plangebietes befinden sich keine Struktu-
ren oder Habitate, welche gesetzlich geschützt sind. 

 
Schutzgüter Klima und Luft 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 3 der Gemeinde Hemme werden die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für eine Flächenversiegelung geschaffen, die grundsätzlich zu ei-
ner Veränderung kleinklimatischer Funktionen führen kann.  
Unter Betrachtung der Lage des Plangebietes im Raum, der Topografie und der Vegetations-
struktur lässt sich für das Plangebiet keine höhere Funktion für das Schutzgut Klima bzw. Luft 
ableiten. Es erfolgt keine Überplanung bedeutender klimarelevanter Freiflächen oder Vegeta-
tionsstrukturen. Mit der vorgesehenen Nutzung des Plangebietes als Flächen für den Gemein-
bedarf -Feuerwehr- und der damit verbundenen Erweiterung des Feuerwehrstandortes kann 
zwar das Kleinklima verändert werden, insgesamt ist aber keine relevante spürbare Änderung 
der klimatischen Situation oder der Luftqualität zu erwarten. 

 

Es werden keine erheblichen Auswirkungen für das Schutzgut Klima und Luft erwartet.  
 

Schutzgut Landschaftsbild 
Im Plangebiet werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen, die in Zukunft 
eine Versiegelung von Flächen sowie den Anbau eines neuen Feuerwehrgerätehauses und der 
für dieses benötigte Infrastruktur (Stellplatzflächen) zulassen und somit zu einer Veränderung 
und Beeinträchtigung des Landschaftsbildes führen können. Das Plangebiet und der Umge-
bungsbereich sind bereits stark anthropogen verändert. Die sich weiter östlich weit ausdeh-
nende Agrarlandschaft ist von vielen Windkraftanlagen unterbrochen, was das Erleben des 
Landschaftsbildes bereits stark einschränkt. 
Die geplante Erweiterung des Feuerwehrstandortes ragt nach Umsetzung teilweise in den of-
fenen Landschaftsraum und damit in den unbebauten Außenbereich hinein. Durch den direk-
ten Anbau des neuen Feuerwehrgerätehauses an das bestehende Feuerwehrgerätehaus wird 
dieser Umstand so gering wie möglich gehalten. 
Es ragen bereits Bestandsgebäude im Umgebungsbereich des Plangebietes (z. B. Halle eines 
landwirtschaftlichen Betriebes) in den östlichen offenen Landschaftsraum, so dass der ge-
plante Neubau sich am umgebenden Gebäudebestand orientiert. Durch die textliche Festset-
zung in TEIL B: TEXT Pkt. 2.2 wird die maximal zulässige Höhe von Gebäuden über Oberkante 
Erdgeschossfußboden auf 8,0 m begrenzt, um künftige Höhenentwicklung des geplanten Ge-
bäudes den umgebenden Bereichen anzupassen. 
Die Umsetzung der Planung verstärkt leicht die anthropogene Überprägung vor Ort. Das Land-
schaftsbild wird insgesamt nicht erheblich verändert, so dass keine erhebliche Beeinträchti-
gung des Landschaftsbildes dar. 
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Es werden insgesamt keine erheblichen Beeinträchtigungen für das Schutzgut Landschaftsbild 
erwartet. 

 
Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
Es werden keine erheblichen Auswirkungen für das Schutzgut Kultur- und Sachgüter erwartet.  
 
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
Schutzgutübergreifende Aspekte wurden bei der Bestandsaufnahme und Bewertung der ein-
zelnen Schutzgüter bereits miteinbezogen. Es sind keine weiteren erkennbaren Wechselwir-
kungen zu erwarten, die eine Verstärkung erheblicher negativer nachhaltiger Auswirkungen 
vermuten lassen. 

 
8.5.2 Nutzung natürlicher Ressourcen 

Boden und Fläche  
Mit der anlagenbedingten Flächeninanspruchnahme werden unversiegelte Flächen versiegelt. 
Baubedingt können zusätzliche Flächen durch die Baustelleneinrichtung zeitweise beansprucht 
werden. Die Überplanung der Fläche bedeutet keinen Verlust von Flächen, die bezüglich kon-
kurrierender Nutzungen relevant sind (z. B. ertragreiche landwirtschaftliche Nutzflächen für 
Kulturpflanzen). 

 
Flora und Fauna sowie biologische Vielfalt 
Mit Umsetzung der Planung werden Vegetationsflächen verändert und überbaut. Diese Vege-
tationsflächen stellen potentiellen Lebensraum für Tiere und Pflanzen dar, allerdings ohne be-
sondere Bedeutung.  

 
Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Nutzung von Energie 
Zur Nutzung erneuerbarer Energien werden auf Ebene des Bebauungsplanes keine gesonder-
ten Festsetzungen getroffen. Hinsichtlich der Energieeinsparung wird auf die bestehenden 
energiefachrechtlichen Regelungen verwiesen. Eine Installation von PV-Modulen auf Dachflä-
chen von Gebäuden und die Nutzung der daraus gewonnen regenerativen Energien ist in Hin-
blick auf den anthropogen verursachten Klimawandel generell zu empfehlen. 
 

8.5.3 Art und Menge an Emissionen 

Nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entsprechend zu würdigen. 
Mit der Umsetzung des Bauvorhabens (Bauphase) ist potentiell mit Licht-, Lärm-, und Schad-
stoffemissionen zu rechnen. Eine Quantifizierung der Emissionen ist nicht unter zumutbarem 
Aufwand auf der Grundlage der verfügbaren Umweltinformationen und wissenschaftlichen Er-
kenntnissen abschätzbar und wird deshalb nicht durchgeführt. Mit der durch den Bebauungs-
plan vorbereiteten Erweiterung des Feuerwehrgerätehauses ist mit keiner Emissionsart bzw. -
menge zu rechnen, welche zu einer erheblichen Auswirkung führt. 
 
Schutzgut Mensch  
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Für die Bevölkerung werden bau-, betriebs- und anlagenbedingt Beeinträchtigungen in Form 
von Lärm-, Licht- und Abgasemissionen, allerdings nicht im erheblichen Umfang, erwartet. 
Während der Erschließungsmaßnahmen und Bauphase zum Bau des neuen Feuerwehrgerä-
tehauses ist mit Beeinträchtigungen durch Lärm-, Abgas- und Staubemissionen zu rechnen. 
Dies umfasst jedoch nur einen bestimmten Zeitraum und ist damit als unerheblich einzustufen. 
Anlagen- und betriebsgedingt kommt es vor allem im Fall von Einsätzen zu Lärm-, Licht- und 
Abgasemissionen durch die Einsätze der Feuerwehr (z. B. Geräuschkulisse aus Folgetonhorn, 
Beleuchtung des Gebäudes und der Einsatzfahrzeuge). Diese Emissionsarten waren allerdings 
aufgrund der bereits hier ansässigen Feuerwehrgeländes schon vorher vorhanden und stellen 
keine erhebliche Beeinträchtigung dar. 
Da Feuerwehren eine bedeutende gemeindliche Pflichtaufgabe zum abwehrenden Brand-
schutz und des technischen Hilfsdienstes erfüllen, gelten diese hohen akustischen Emissionen 
durch Folgetonhörner grundsätzlich als zumutbar und damit nicht als schädliche Umweltein-
wirkung i. S. v. § 3 Abs. 1 BImSchG. 
Insgesamt ist keine erhebliche Beeinträchtigung für das Schutzgut Mensch aufgrund von Emis-
sionen zu erwarten. 

 
Schutzgut Boden und Fläche 
Das Risiko von Bodenkontaminierungen durch Schadstoffeintragungen (z. B. Luftschadstoffe 
gelöst im Niederschlagswasser) ist zwar generell nicht auszuschließen, aber aufgrund der zu-
künftigen Nutzung als – Flächen für den Gemeinbedarf – mit Entwicklungsziel Feuerwehr als 
minimal einzuschätzen. Bei ordnungsgemäßer Handhabe mit boden- und wassergefährdenden 
Stoffen sind keine erheblichen Auswirkungen durch Schadstoffemissionen zu erwarten. 
Insgesamt ist keine erhebliche Beeinträchtigung für das Schutzgut Boden und Fläche aufgrund 
von Emissionen zu erwarten. 

 
Schutzgut Wasser 
Bei unzureichender Puffer- und Filterfunktion des Bodens, können Schadstoffe in den Boden 
eingetragen werden und das Grundwasser kontaminieren. 
Bei sachgemäßem Umgang mit boden- und wassergefährdenden Stoffen sind keine Eintragun-
gen und daraus resultierende erhebliche Auswirkungen durch Emissionen zu erwarten. 
Insgesamt ist keine erhebliche Beeinträchtigung für das Schutzgut Wasser aufgrund von Emis-
sionen zu erwarten. 

 
Schutzgut Flora und Fauna sowie biologische Vielfalt 
Während der Baumaßnahmen kann es zeitweise zu einem erhöhten Eintrag an Luftschadstof-
fen kommen, auf welches die Vegetation empfindlich reagieren kann, so dass die bioklimati-
sche Ausgleichsfunktion der Pflanzen zeitweise vermindert werden kann, welche aber keine 
erhebliche Beeinträchtigung darstellt.  
Licht- und Lärmemissionen während Bauarbeiten können zu temporären Störungen empfind-
licher Tierarten führen. Diese sind allerdings zeitlich auf die Bauphase begrenzt und es ist an-
zunehmen, dass während der Bauarbeiten ein Gewöhnungseffekt eintritt. Gegenüber Emissi-
onen der zukünftigen Nutzung und Nutzungsintensitäten kann davon ausgegangen werden, 
dass Gewöhnungseffekte hinsichtlich dieser Störfaktoren seitens der Fauna bereits bestehen 
und auch zukünftig Bestand haben werden. 
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Insgesamt ist keine erhebliche Beeinträchtigung für das Schutzgut Flora und Fauna sowie bio-
logische Vielfalt aufgrund von Emissionen zu erwarten. 
 
Schutzgut Klima und Luft 
Mit der Umsetzung des Bauvorhabens werden keine Vorhaben ermöglicht, die für die Luftqua-
lität oder das Klima relevante Emissionen zur Folge haben werden. Es werden keine erhebli-
chen Beeinträchtigungen hinsichtlich der bestehenden und zu erhaltenden bestmöglichen 
Luftqualität erwartet. 

8.5.4 Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Beseitigung und Verwertung 

Grundsätzlich sind anfallende Abfälle, bau- sowie anlagenbedingt, ordnungsgemäß nach den 
entsprechenden rechtlich geltenden Vorschriften zu entsorgen. Über die üblichen, bei Aufbau 
der Container zu erwartenden Abfälle hinausgehend, sind derzeit keine entstehenden Sonder-
abfallformen erkennbar. Die Abfallbeseitigung der regelmäßig anfallenden Abfälle erfolgt in 
geschlossenen Behältern über die öffentliche Einrichtung des Kreises Dithmarschen zur Ent-
sorgung von Abfällen (siehe auch Kapitel 9.5). Bei sachgerechtem Umgang mit den bau-, anla-
gen- und betriebsbedingt anfallenden Abfällen sind keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Schutzgüter zu erwarten. 
 

8.5.5 Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt 

Derzeit sind bei Ausweisung von Flächen für den Gemeinbedarf mit dem Entwicklungsziel – 
Feuerwehr – und Umsetzung des Planvorhabens keine Risiken für die menschliche Gesundheit, 
das kulturelle Erbe oder die Umwelt durch Unfälle und Katastrophen abzusehen. Die Anfällig-
keit für schwere Unfälle und Katastrophen wird sich durch die Realisierung des Planvorhabens 
nicht erhöhen, sofern bei Umsetzung des Bauvorhabens geltende Sicherheitsvorschriften ein-
gehalten werden. Störfallbetriebe, die einen angemessenen Sicherheitsabstand zu schutzbe-
dürftigen Nutzungen benötigen, sind in der Umgebung des Plangeltungsbereichs nicht vorhan-
den. 
 

8.5.6 Kumulierung von Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete 

Angesichts der Ausweisung von Flächen für den Gemeinbedarf mit dem Entwicklungsziel - 
Feuerwehr – und der Umsetzung des Planvorhabens (Erweiterung des Feuerwehrstandortes) 
ist nicht mit negativen und erheblichen, sich mit anderen baulichen Entwicklungen im Umge-
bungsbereich kumulierenden Auswirkungen zu rechnen. Darüber hinaus liegen zur Zeit keine 
Kenntnisse über Vorhaben vor, die im räumlichen Wirkbereich des Aufstellungsverfahrens lie-
gen. 
 

8.5.7 Auswirkungen und Anfälligkeit des geplanten Verfahrens gegenüber den Folgen des 
Klimawandels 

Durch die Ausweisung von Flächen für den Gemeinbedarf mit dem Entwicklungsziel- Feuer-
wehr – und der Umsetzung des Vorhabens ist keine erhebliche Zunahme an Emissionen von 
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Treibhausgasen, die den Treibhauseffekt und die globale Erderwärmung verstärken, zu erwar-
ten. Grundsätzlich ist aufgrund aktueller Klimawandelszenarien mit einem veränderten Tem-
peratur- und Niederschlagsregime zu rechnen, welches u.a. verstärkt zu Trockenperioden, 
Starkregenereignissen und Überschwemmungen führen kann.  

 
8.5.8 Eingesetzte Stoffe und Techniken 

Es ist davon auszugehen, dass im Rahmen der zukünftigen baulichen Maßnahmen nur allge-
mein häufig verwendete Techniken und Stoffe angewandt beziehungsweise eingesetzt wer-
den. Baubedingte Beeinträchtigungen können bei Gewährleistung einer sachgerechten Entsor-
gung von Bau- und Betriebsstoffen sowie dem sachgerechten Umgang mit boden- und wasser-
gefährdenden Stoffen als unerheblich eingestuft werden.  
 

8.6 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Umwelt-
auswirkungen 

Die Gemeinde ist auf der Grundlage des Naturschutzrechtes nach dem Verursacherprinzip ver-
pflichtet, das Vorhaben planerisch und technisch so zu optimieren, dass potentielle Beein-
trächtigungen weit möglichst minimiert werden (Vermeidungs- und Minimierungsgebot).  
Die vollständige Vermeidung der Beeinträchtigungen hat dabei, unter Berücksichtigung der 
Verhältnismäßigkeit, Vorrang vor der teilweisen Vermeidung, d.h. der Minimierung der Beein-
trächtigungen. Erst nach Ausschöpfung der Möglichkeiten zur Vermeidung bzw. Minimierung 
gilt es, die verbleibenden, d.h. unvermeidbaren Beeinträchtigungen durch entsprechende 
Maßnahmen auszugleichen. Ziel der Maßnahmen ist, dass nach vollendeter Umsetzung der 
Planung keine erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes mehr zurückbleiben. 
 

8.6.1 Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen 

Maßnahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbote 
Baubedingte Schädigungen oder Tötungen von Brutvögeln und Fledermäusen können vermie-
den werden, indem die Baufeldräumung außerhalb von Zeiten intensiver Lebensraumnutzung 
durchgeführt wird und somit die Wahrscheinlichkeit einer Besiedlung möglichst gering ist.  
 
Bauzeitenregelung  
Bodenbrüter, Röhrichtbrüter 
Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verboten ist die Berücksichtigung der Brutzeit der 
wertgebenden Arten (Bodenbrüter, Röhrichtbrüter) erforderlich. Um beim Bau Schädigun-
gen/Tötungen und Störungen von Einzeltieren der bodenbrütenden und röhrichtbrütenden 
Arten zu vermeiden, haben Bautätigkeiten, darunter fallen auch die Erschließungsmaßnahmen 
bzw. bauvorbereitende Maßnahmen, vorsorglich außerhalb der Brutzeit der heimischen bo-
denbrütenden und röhrichtbrütenden Arten zu erfolgen. Entsprechend sind die zu erfolgen-
den Bautätigkeiten in der Zeit vom 16.08. bis zum 28./29.2. durchzuführen. Falls die Arbeiten 
nicht außerhalb der Brutzeit der wertgebenden Arten erfolgen können, sind als Vermeidungs-
maßnahmen vorzusehen: 
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• Die Baufeldräumung findet vor Beginn der o.g. Brutzeit (01. März bis 15. August) von Mitte 
August bis Anfang März statt. Die vorzeitige Baufeldräumung mit anschließen-dem konti-
nuierlichem Baubetrieb stellt hinreichend sicher, dass während der Bauzeit keine Ansied-
lungen von Brutvögeln erfolgen. 

• Vor Beginn der o.g. Brutzeit sind gezielte Vergrämungsmaßnahmen, in Form einer Instal-
lation mit sog. Flatterbändern, zu installieren, die sicherstellen, dass sich keine Brutvögel 
im Baufeld ansiedeln. Hierzu sind in einem regelmäßigen Raster (ca. 15 - 20 m) ca. 1,50 – 
2,00 m hohe Stäbe (über Geländeoberfläche) im Plangebiet zu errichten. Diese sind an der 
Spitze mit einem ca. 1,0 m langem handelsüblichem Flatterband/Absperrband (rot/weiß) 
zu versehen. Die Vergrämungsmaßnahme ist bis zum Baubeginn regelmäßig auf Funkti-
onstüchtigkeit zu überprüfen und instand zu halten. 

• Fällt der Baubeginn bzw. die Baufeldräumung in die Brutzeit (ohne vorherige gezielte Ver-
grämungsmaßnahmen), so ist sicherzustellen, dass keine bodenbrütenden bzw. röhricht-
brütenden Vögel durch die Baumaßnahmen erheblich gestört bzw. deren Gelege nicht 
zerstört werden. 

 
Vor Baubeginn ist das Plangebiet von einer fachkundigen Person auf Gelege hin zu überprüfen. 
Sind keine Gelege vorhanden und findet nach der Kontrolle kein kontinuierlicher Baubetrieb 
statt, sind Ansiedlungen von Brutvögeln durch gezielte Vergrämungsmaßnahmen (z.B. Flatter-
bänder) zu verhindern. Werden Gelege bei der ersten bzw. den weiteren Begehungen gefun-
den, ist Rücksprache mit der Unteren Naturschutzbehörde zu halten. 
Die Bauzeitenregelung für die Bodenbrüter und Röhrichtbrüter wird in der Planzeichnung in 
TEXT Teil B Punkt 3 festgesetzt. 
 
Fledermäuse 
Bauarbeiten in Form des Anbaus an der Ostseite des Bestandsgebäude haben in den Winter-
monaten ab 01. Dezember bis 28./29. Februar und damit in der Winterruhe der Fledermäuse 
zu erfolgen. Falls die Arbeiten außerhalb der Winterruhe erfolgen, sind die am Dach des Ge-
bäudes hier nutzbaren Tagesverstecktpotentiale während der Winterruhe zwischen 01. De-
zember bis 28./29. Februar zu verschließen. Die Bauzeitenregelung zum Schutz der Fleder-
mäuse wird in der Planzeichnung in TEXT Teil B Punkt 3 festgesetzt. 

 
Fällzeiträume der Gehölze 
Gehölzfreibrüter 
Eingriffe in die vorhandenen Gehölzstrukturen haben nach den gesetzlich vorgeschriebenen 
Fällzeiträumen gem. § 39. Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG ab 01. Oktober bis 28./29. Februar und somit 
außerhalb der Brutsaison der Gehölzfreibrüter zu erfolgen und benötigen somit keine separate 
Bauzeitenregelung. 
 
Maßnahmen zum Schutz von bestehenden Bäumen bei Baumaßnahmen 
Der Wurzelbereich der im Plangebiet befindlichen Bäume ist vor Schäden durch Baumaßnah-
men zu schützen. Diese können z. B. durch Bodenverdichtung oder mechanische Beschädigung 
der Baumwurzeln bei Tiefbauarbeiten während der Bauphase aber auch durch Aufschüttungen 
im Wurzelbereich entstehen und den Baum so schädigen, dass er nach einem bestimmten Zeit-
raum gefällt werden muss. Hierfür ist der Wurzelbereich (Kronentraufe plus 1,50 m) der Bäume 
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im Plangebiet von Einflüssen dieser Art freizuhalten. Regeln und Vorschriften, um zukünftige 
Baumschäden zu verhindern sind in DIN 18920 („Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und 
Vegetationsflächen bei Baumaß-nahmen“), der RAS – LP4 („Schutz von Bäumen, Vegetations-
beständen und Tieren bei Baumaßnahmen“) und der „ZTV Baumpflege“ der Forschungsgesell-
schaft Landschafts-entwicklung, Landschaftsbau e. V. - FLL zu entnehmen. 
 

8.6.2 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplan Nr. 3 der Gemeinde Hemme werden Eingriffe in den 
Naturhaushalt vorbereitet, die sich als kompensationspflichtig darstellen. Mit der Überplanung 
der aktuell als Intensivgrünland genutzten Fläche wird Boden temporär versiegelt. Weiterhin 
werden Gräben verfüllt und verrohrt, um Überfahrten zu schaffen bzw. den Anbau des neuen 
Feuerwehrgerätehauses zu ermöglichen. 

 

Bilanzierung des Eingriffs 

Die Ermittlung des Kompensationsbedarfes für die Schutzgüter erfolgt in Anlehnung an den 
„Gemeinsamen Runderlass des Innenministers und des Ministeriums für Energiewende, Land-
wirtschaft, Umwelt und ländliche Räume zum Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffs-
regelung zum Baurecht“ vom 9. Dezember 2013. Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 3 der Gemeinde Hemme wird ein Teil einer Grünlandfläche für Versiegelungen und für eine 
Grabenanlage überplant. Aufgrund des hier befindlichen intensiv genutzten Wirtschaftsgrün-
landes ergibt sich ein anteiliger Ausgleichsfaktor von 0,7 für die unversiegelten Bereiche. Ein-
griffe in die Grabenstrukturen sind mit dem Faktor 1 auszugleichen und ergeben sich aus der 
Länge der jeweils geplanten Überfahrten bzw. für den Anbau des neuen Feuerwehrgerätehau-
ses und der Grabenbreite. Die bereits versiegelten Flächen (bestehendes Feuerwehrgerä-
tehaus, Ausfahrt etc.) wurden im Luftbild von GIS Arc Map abgegriffen und belaufen sich auf 
814 m². Diese sind von dem maximalen Maß der baulichen Nutzung abzuziehen. Die überbau-
bare Fläche hat eine GR von 900 m² (zzgl. Überschreitung des Maßes der baulichen Nutzung 
auf bis zu max. 2.100 m²). Nach Abzug der versiegelten Bereiche ergibt sich ein Kompensati-
onsbedarf von 900 m² für die geplanten Versiegelungen. Die Ausgleichsbilanzierung findet sich 
in Tabelle 1. 
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Tabelle 1 : Kompensationsbedarf „Fläche“ des Bebauungsplanes Nr. 3 der Gemeinde Hemme 

Planung Fläche Fak-
tor 

Kompensations-
bedarf 

Anrechenbarkeit 
zum Kompensa-

tionsbedarf 

Σ 

Gesamtes Plangebiet 4.386 m²  
Davon Flächen für den Ge-
meinbedarf – Feuerwehr 

3.348 m²  

Davon Verkehrsfläche (bereits 
versiegelt) 894 m²  

Davon neu herzustellender 
Graben 144 m²  

      
Innerhalb der Flächen für den 
Gemeinbedarf bereits versie-
gelte Flächen  

814 m²   
  

Innerhalb der Flächen für den 
Gemeinbedarf unversiegelte 
Fläche 

2.534 m²   
  

Schutzgut Boden      
maximales Maß der baulichen 
Nutzung bis zu 2.100 m², abzü-
glich der bereits versiegelten 
Flächen  

1.286 m² 0,7 900 m² 

  

Neuherstellung Graben auf ei-
ner Länge von 96 m und mit 
einer Breite 1,5 m 

144 m² 0,7 101 m² 
  

Schutzgut Wasser      
Grabenverfüllung Anbau Feu-
wehrgerätehaus (Länge 
13,4 m * 3,3 m Grabenbreite) 

44 m² 1 44 m² 
  

Grabenverfüllung 1. Überfahr 
(Länge 6,1 m * 2,1 m Graben-
breite) 

13 m² 1 13 m² 
  

Grabenverfüllung 2. Überfahr 
(Länge 7,6 m * 2,1 m Graben-
breite) 

16 m² 1 16 m² 
  

Grabenverfüllung 3. Überfahr 
(Länge 6,4 m * 2,1 m Graben-
breite) 

13 m² 1 13 m² 
  

      
Kompensationsbedarf „Fläche“ 1.087 m² 

- Anrechenbarkeit zum Kompensationsbedarf  0 m² 
Summe Kompensationsbedarf „Fläche“ 1.087 m² 

 

Es ergibt sich ein flächiger Ausgleichsbedarf für das Vorhaben von 1.087 m². Für die Deckung 
des Ausgleichsbedarfs soll ein Ökokonto aus dem Naturraum Marsch herangezogen werden. 
Ein Ökopunkt entspricht 1 m² auszugleichender Fläche. Das Ökokonto mit dem Aktenzeichen 
AZ 680.01/2/4/094 (A) wird bei der Unteren Naturschutzbehörde Dithmarschen geführt und 
befindet sich in der Gemeinde Lunden auf den Flurstücken 19 und 125 der Flur 4, Gemarkung 
Lunden. Das Ökokonto hat als Entwicklungsziel „artenreicheres Feuchtgrünland“. 

8.7 Anderweitige Planungsmöglichkeiten  
Planungsalternativen innerhalb des Plangebietes waren nicht vorhanden, da die Planung sich 
am Bedarf und den Gegebenheiten der hier bereits ansässigen Feuerwehr orientiert. Eine di-
rekt an das Bestandsgebäude anschließende Bauweise des neuen Feuerwehrgerätehauses ist 
nicht nur aus logistischen und einsatztechnischen Gründen gewünscht, sondern minimiert 
auch den in Anspruch genommenen Außenbereich. 
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8.8 Zusätzliche Angaben 

8.8.1 Hinweis auf Schwierigkeiten oder Kenntnislücken sowie verwendete technische Verfahren 
Es wurden keine technischen Verfahren angewandt, die über die bereits beschriebene Metho-
dik (siehe Kapitel 8.3) zur Bestandaufnahme und Bewertung des Naturhaushaltes und des 
Landschaftsbildes hinausgehen. Es sind weder Schwierigkeiten bei der Erhebung der Angaben 
für die Umweltprüfung aufgetreten noch haben sich Kenntnislücken für die vorliegende Unter-
suchungstiefe der Umweltprüfung ergeben. 
 

8.8.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen 
(Monitoring) 

Die Gemeinden haben die erheblichen Umweltauswirkungen gemäß § 4c BauGB zu überwa-
chen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere unvorher-
gesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete 
Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Somit dient die Überwachung als Monitoring der plane-
rischen Aussagen zu den prognostizierten Auswirkungen, um zu einem späteren Zeitpunkt, 
falls erforderlich, Korrekturen bei der Planung oder der Umsetzung vornehmen zu können oder 
auf unerwartete Auswirkungen reagieren zu können. 
Zur Überwachung der Einhaltung der zulässigen versiegelbaren Fläche (zulässige Grundfläche) 
ist es empfehlenswert, das Plangebiet seitens der Gemeinde nach Bauabschluss und anschlie-
ßend alle 5 Jahre diesbezüglich zu überprüfen.  

 

8.9 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.3 der Gemeinde Hemme für das Gebiet „Feuer-
wehr – Dorfstraße 55“ sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ausweisung von 
Flächen für den Gemeinbedarf mit dem Entwicklungsziel Feuerwehr geschaffen werden. Hier 
soll direkt östlich an den bereits bestehenden Feuerwehrstandort auf einer 2.060 m² großen 
Grünlandfläche ein neues Feuerwehrgerätehaus angebaut werden und eine ausreichende An-
zahl von Stellplätzen geschaffen werden, um zukünftig den Brandschutz und technischen Hilfs-
dienst sicherzustellen. Das Maß der baulichen Nutzung ist auf eine GR von 900 m² festgesetzt.  
Das Plangebiet liegt zentral im bandartig an der L 156 angeordneten Siedlungskörpers der Ge-
meinde Hemme. Aktuell wird die überplante Fläche im östlichen Teil als Intensivgrünland ge-
nutzt, im westlichen Teil befindet sich das bestehende Feuerwehrgelände. Damit wird eine 
Fläche von allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz in Anspruch genommen. Als voraus-
sichtliche erhebliche Umweltauswirkungen, die mit der Aufstellung des Bebauungsplanes ein-
hergehen, gelten: 
 
 Flächenversiegelungen und der damit einhergehende Verlust bzw. Modifizierung an Boden 

und Bodenfunktionen 
 Eingriffe in die vorhandenen Grabenstrukturen in Form von Verfüllung und Verrohrung von 

Entwässerungsgräben 
 Verlust und Änderung von Teillebensräumen für Flora und Fauna 
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Im Zuge der Umweltprüfung wurde dargelegt, dass der Eingriff in Natur und Landschaft durch 
Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Minimierung und zum Ausgleich kompensiert werden kann. 
Die für diesen Eingriff benötigte Kompensation soll über Ökopunkte eines Ökokontos bewerk-
stelligt werden. Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass durch die Festsetzung des 
Bebauungsplanes unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und 
zur Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft, keine erheblichen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten sind. Artenschutzrechtliche Belange nach § 44 und §45 BNatSchG werden bei 
Durchführung der Planung unter Einhaltung einer Bauzeitenreglung nicht berührt. 

 

9. Ver- und Entsorgung 

9.1 Abwasserbeseitigung 

9.1.1 Schmutzwasser 
 
Das anfallende Schmutzwasser aus dem Plangeltungsbereich wird mit Rücksicht auf die Rein-
haltung der Gewässer einer neu herzustellenden Kleinkläranlage zur Reinigung zugeführt. 
 

9.1.2 Niederschlagswasser 

(Sass und Kollegen, Albersdorf) 
 
Für den vorliegenden B.-Plan werden die geforderten Nachweise wie folgt geführt: 
 
1. Der Nachweis zur Einhaltung des bordvollen Abflusses gilt als erbracht, da die von der 

Unteren Wasserbehörde des Kreises Dithmarschen und dem Deich- und Hauptsielver-
band Dithmarschen geforderten Maßnahmen zur Schaffung von zusätzlichem Stauraum 
(30 m³ pro 1.000 ³ Planungsraum) - in Form von neuen Gräben oder Grabenaufweitungen 
- eingehalten werden. Im vorliegenden B.-Plan wird dies durch die Herstellung von rd. 
100 m neuem Graben mit einem zusätzlichem Gesamtvolumen von rd. 150 m³ realisiert. 
Der Graben wird, wie vom Deich- und Hauptsielverband vorgegeben, durch eine Drossel-
leitung DN 100 mm an den vorhandenen Graben angeschlossen, sodass die Funktion der 
Regenwasserrückhaltung gewährleistet ist. Es wird daher keine Mehrbelastung des be-
stehenden Grabensystems erzeugt. 
 

2. Nachweis der Vermeidung von Erosion kann aus den unter 1. genannten Gründen entfal-
len. 

 
3. Der Nachweis der Grundwasseraufhöhung gilt als erbracht, da das Niederschlagswasser 

aus dem Planungsraum derzeit auch komplett über Gräben abgeführt wird. Auch nach 
dem Umbau der Feuerwache bleibt diese Form der Entwässerung über Grabensysteme 
erhalten. 
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9.2 Wasser 

Die Versorgung mit Wasser erfolgt durch Anschluss an das Versorgungsnetz des Wasserver-
bandes Norderdithmarschen.  

 

9.3 Elektrizität 

Die Versorgung mit Elektrizität erfolgt durch Anschluss an das Versorgungsnetz der E.ON-
Hanse AG über Erdkabel. 

 

9.4 Gas 

Die Versorgung mit Gas erfolgt durch Anschluss an das Versorgungsnetz der E.ON-Hanse AG. 
 

9.5 Abfallbeseitigung 

Die Abfallbeseitigung erfolgt in geschlossenen Behältern über die zentrale Abfallbeseitigung. 
Die Abfallbeseitigung ist durch die Satzung über die Abfallbeseitigung des Kreises Dithmar-
schen (AWD) geregelt. 

 

9.6 Telekommunikation 

Im Bereich der Straßen und Wege sind zum Zeitpunkt der Erschließung Telekommunikations-
kabel als Erdkabel auszulegen. 

 

9.7 Feuerlöscheinrichtungen 

Als Feuerlöscheinrichtungen sind in erforderlicher Zahl Hydranten anzuordnen; im Zuge der 
Detailplanung sind diesbezüglich mit der zuständigen Fachbehörde die erforderlichen Abstim-
mungen durch den Vorhabenträger vorzunehmen. 

 

 

10. Maßnahmen zur Ordnung von Grund und Boden 

Bodenordnende Maßnahmen nach §§ 45 ff BauGB werden durch die vorliegende Planung nicht 
erforderlich.  
 
Allgemein gilt jedoch:  
 
Soweit sich das zu bebauende Gelände in privatem Eigentum befindet und die jetzigen Grund-
stücksgrenzen eine Bebauung nach dem vorliegenden Bebauungsplan nicht erlauben, müssen 
bodenordnende Maßnahmen gemäß §§ 45 ff BauGB, bei Grenzregelungen das Verfahren nach 
§§ 80 BauGB sowie bei Inanspruchnahme privater Flächen für öffentliche Zwecke das Verfah-
ren nach §§ 85 ff BauGB vorgesehen werden.  
Die vorgenannten Maßnahmen und Verfahren sollen jedoch nur dann durchgeführt werden, 
falls die geplanten Maßnahmen nicht oder nicht zu tragbaren Bedingungen oder nicht recht-
zeitig im Wege freier Vereinbarungen durchgeführt werden können. 
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11. Denkmalschutz 

Falls während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist 
das Archäologische Landesamt Schleswig-Holstein unverzüglich zu benachrichtigen und die 
Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern.  
Verantwortlich hier sind gem. § 15 DSchG (in der Neufassung vom 30. Dezember 2014) der 
Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten.  
 
 

12. Flächenbilanz 

Tabelle 2: Flächenbilanzierung 

Bruttobauland m² % 

Fläche für den Gemeinbedarf 3.348 76,34 

Verkehrsfläche 894 20,38 

Graben 144 3,28 

Summe 4.386 100 

 
 

13. Kosten 

Die Kosten werden in die Investitions- und Haushaltsplanung aufgenommen. 
 
Aufgrund des §§ 127 ff BauGB in Verbindung mit ihrer Erschließungsbeitragssatzung ist die 
Gemeinde Hemme berechtigt, zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für 
Erschließungsanlagen Erschließungsbeiträge zu erheben.  
 
Gemäß der Erschließungsbeitragssatzung trägt die Gemeinde Hemme 10 v.H. des beitragsfä-
higen Erschließungsaufwandes. 
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